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Weil wir dem Antrag, zwei Fruaen aus dem Knast als Zuhörer
zum Prozeß zuzulassen, am 2.Verhandlungstag nicht als

ganzes bringen konnten, unterbrochen ~~den unter dem'Vorwand,

'Unzulässigkeit des Antrags', und so der Brief der einen

Gefangenen total zerstückelt rüberkam, wollten ~dr den

Antrag am nächsten (3.) Verhandlungstag wiederholen (in

einer anderen, 'zulässigen Form), und in der Begrlindung unseren

Begriff von 'öffentlichkeit' hier ;e;en die Fra;e 'Zulässig­

keit/Unzulässigkeit' stellen. Außerdem wollten wir den 2.

Antrag zur 'Herstellung unbegrenzter Jffentlichkeit' zurUck­

ziehen, und z,:,a.rgenau des,',e:;en,",eilso Z-,1arder Brief

zuinde gelesen werden konnte, aber eben zerstUckelt durch

die Unterbrechungen. ~ir hätten lieber 3uft~ren sollen,

weil so die Stärke des Briefes zerstört war.~
Das ganze ist nicht gelaufen, weil dann der Foltereinsatz

des Bullenl~ommandos ge3en die Frauen lief. '"/ir-'ierden

das da jetzt nicht noch~~l bringen, vielleic~t einige

Gedanken davon noch~al aufgreifen. Aber hier ~ollen ~ir

das so nochmal veröffentlichen, um den Ablauf Aazu am

2. Verhandlungstag nicht so stehen zu lassen.

Hier also unsere Erklärung, die wir zur Ladune; der beide~

Gefan6enen, die wi~ beantr~gt hatten, und zur ZurUckzieh~~s

des Antrags auf 'unbegrenzte Öffentlichkeit' abseben wollten.

(Das, was im 'Info zun dpa-Prozess' rTr.1 als unser

'Antra~ auf öffentlichkeit' abgedruckt ist, ist nur der Brief

der Gefansenen, nicht das, was wir dazu gesagt haben.'

Mit der Fra3e nach der Zulassung dieser beiden GefanGenen

stellt sich die Frase nach der Uffentlichkeit hier grund­

sätzlich. Wir haben deshalb nicht vor, die Auseinandersetzung

um dieses KernstUck des Verfahrens durch Ausfälle beenden

zu lassen, wie sie bestern gegen uns gelaufen sind.

Hier haben wir schonmal mitbekommen, wie die formal-rechtlichen•
Tricks, Prozeßordnung usw, benutzt werden, um uns hier zu

knebeln.

Der Eingriff von Hahn kam ziemlich präzise an einem Stück,

wo die Gefangenen den qualitativen Prozeß, der da drüben
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abgelaufen ist, aus ner ganz unmittelbare~ 3esctreibun;

der Konfrontation für jeden nachvollziehbar vermittelt.

~ir wollen damit nicht sagen, daß Eahn versteht, was wir hier

einbringen, aber es gibt sowas wie nen Spiirsinn, eine Nase

dafür, wo das Co~erprojel{t gefährdet wird. Das ist und wird

jmmer C.annsein, ~'ennsich hier die Legitiniität von Widerstand

vermittelt~

Das - die Legitimität des Widerstandes ist, wovon wir aus­

gehen, wie wir unsere BeCriffe entwickeln,d.h., wenn wir'

auf Öffentlichkeit insistieren, läßt sich die nicht begrenzen,

wie sie in den rechtlichen Formeln gefaßt ist, obwohl uns selbst

diese verweicert wird. Das haben die Anwälte in ihren Anträgen

ßestern entwickelt. Unser Begriff von Öffentlichkeit geht aus

von einem berechtigten, legitimen Interesse derjenigen, die

durch dieses Verfahren betroffen sind, - wir sagen, daß sie

Teil des Verfahrens sind. Es ist der Zusammenhang des Kampfs

und der Politik, die hier kriminalisiert werden soll.

die dpa-Besetzunc war teil eines politischen Prozesses,

der '.~eiterc;egancen ist fÜr uns in Gefangenschaft, für

die Leute draußen, und es sind daran neue Prozesse politischer

Bewegune; in Gane;gekommen.

Diese politische BewegunG, die im enc;erenZusammenhang

hunderte faßt, soll hier kriminalisiert und mit Internierung

bedroht werden.

Diese Genossen haben ein leGitimes Interesse, hier teilzunehmen,
weil sie viel mit uns und~iel mit ihnen verbindet.

Weil sie hier auch an unserer Stelle sitzen könnten.

Und dazu gehören selbstverständlich auch die Gefangenen, die

an der dpa-Besetzung, im Knast in der Auseinandersetzung mit,

den Frauen, im c;emeinsamenWiderstand mit uns ErfahrunC;en ge­

macht, gelernt, gekämpft, Identität erobert haben.

Wir meinen, daß unser Antrac; sehr 'gemäßic;t'ist, um dieser

Wortschablone der GehirnwüscheproC;ramme auch mal Sinn zu ge­

ben. Also, wir wissen, daß die Struktur der Justiz dermaßen

verfilzt ist, daß es eine Kleinigkeit für Hahn wäre, mit

dem zuständigen Haftrichter der beiden abzuklären, daß sie

hierher kommen kannen, vorausgesetzt, er würde das bestehende,

legitime Interesse akzeptieren, was er sicherlich nicht wil:l,

sicher aber darf.

Die Wortschablone'gemäßigt' für unseren Antrag, bekommt

deshalb Sinn, weil wir hier vorhatten, - und das behalten

wir uns auch noch vor, - die regelmäßige Rundfunk- und

Fernsehübertragung dieser Veranstaltung zu b t·ean ragen,
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weil das Projekt hier eine existentielle Bedrohung der Be­

völkerung der BRD und der. Völker Westeuropas darstellt.

Das werden wir auf jeden Fall später noch erklären.

I
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Zur weiteren Begründung fÜhre ich aus:

Die penetrante u~ massive Anwesenheit der aufgezwungenen

Verteidige~ ist für mich ein handgreiflicher Ausdruck einer

geistigen, politischen und moralischen Armut des Anwalts~

standes:

Anwälte im Wartestand; Anwälte, die keine Scham empfinden,

wochenlang sprachlos und untätig, gleichzeitig aus der

Staatska~se bezahlt, in diesem Verfahren zu sitzen.

Anwälte als personifiziertes Gegenprogramm des Gerichts gegen

die Gefangenen - gegen die Institution einer inhaltlich be­

stidmten, konsequent parteilich für die Mandanten eintre­

tenen Verteidigung.

Anwälte, die sich nicht damit heraus argumentieren können,

sie erfüllten nur eine Pflicht. Jeder Anwalt hätte - als

ihm das Amt angetragen wurde - die Beiordnung verhindern

können: durch Hinweis auf den Terminstand, politische Unver­

einbarkeiten, schlicht durch Ablehnung des Beiordnungsan­

trags.

Anwälte, die s~ch nicht genieren, eine Verteidigung eine

Woche vor Prozeßbeginn zu übe~~ehmen und damit jedermann

zum Ausdruck zu bringen: Wir sind nicht vorbereitet (zu­

mindest nicht genügend) auf die Ver~eidigung; wir sollen

nicht verteidigen; wir wollen gar nicht verteidigen.

Wo ist die in diesem Lande so wichtige Zivicourage einer

Kollegin, eines Kollegen zu sagen: ich weigere mich, ledig­

lich zur Verfahrenssicherung im Gerichtssaal zu sitzen?

~arum lassen sich die Kollegen nicht ermutigen durch die

Beispiele von Kollegen wie RA Kreischer aus Heidelberg,

RA Künzel aus Stuttgart, die sich dem Mißbrauch ihrer Per­

son und der freien Advokatur konsequent verweigert haben?"

.Warum lassen sie sich nicht ermutigen durch Stellungnahmen

zumindest einiger ihrer Standesorganisationen, wie z.B.

der Rechtsanwaltskammer Berlin, die es Rechtsanwalt Heinisch

im Verfahren gegen Günther Sonnenberg zugestanden hat, auch

RA :fToma"t:

Anlro9 QI.l.( E~pflicht""n~ da" lWQ\,\gltvedc\cl'S.r
Ich schließe mich der Begründung in dem Entpflichtungs­

antrag meines Kollegen vollinhaltlich an und beantrage,

den für Eckhard Melzer bestellten Pflichtverteidiger

earl-Wo Kiefer zu entpflichten und stattdessen Wolfram Schuler

"beizuordnen.

Betrof-~;,-e::,:::ittel t ciielJ..~~d.:t:. '~L v •••..•._
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die eine; oder 8.nder·e ~:.rci::e z:.;.t:......ii'ft, "Jor'aus sich also de..:;
legitine Interesse a~ d8~ Teilnahss ~is~ e~~ibt,- ~ber­

haupt der BeGriff von Cf~entlichl:eit, die durc~ das ganze

ReEister der Schweinerein durc~ den Staatsschutz liquid.iert

\~erden soll.

Dieser Brief hat viel

Der zweite Antrag u'af 'Herstellung umfassender öffentlich­

keit' gestern, war kein billiger Trick, sondern meinte

genau dies; also dasselbe, v/ie schon derAntrag auf Zulassung

der beiden Gefangenen. Er vlar erstmal ne f:öglichl:eit für

uns, die Begründung, also den Bericht der Gefansenen vell­

ständig vorzulesen, ohne daß dieser Inhalt ein Widerspruch

zur Form war. Aber wir ziehen den zweiten Antras jetzt

zurück, denn der I~~alt seIlte eben mit diesem 3rief vermittelt

werden, der durch Hahn ao;ewJr;tund zerstückelt wur~e.

Dazu sagt uns d&s soviel, als daß wir die ganze Sensibilität

in diese~ Ze~störungswerk, das sestern rauska~, ve~~ic~tet

sehen \o,follen. Erfah::'Uo."t}zer.;. UYld 3e·;·.1.l3tsei:1sp~:·ozesse ve:::-

mi tteln sich rur b. der Authenzi tät ;J.,.G. Lebendi::;l:eit1 d.es

Beispiels. Das ~uBte ul:.ter 0.6:1 3edi!:.:u:.::~e:1 sestE';::'~, sC"..·:eit
es diesen Erie~ betrifft, ~c~uttsehG~,u~des ist des~~:s~

v:ahrscheinlich, a&.B II8.:-l:: sdcl'":.c .h.tta!c:t(-:.c::. e.uc~ \·.~eite:c'2::.i:tl. versu­
chen ,"lird.
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als Offizialverteidiger bei unzumutbaren Verfahrens situationen

sich dem Verfahren zu entziehen?

Es mag sein, daß noch Unklarheiten über die Konsequenzen der

aufgezwungenen Verteidiger bestehen: nämlich tendenziell das

Ende einer wirklichen Verteidigung.

Ich will dies aus eigener und der Erfahrung von Kollegen be­

legen.

Im Verfahren gegen Irmgard Möller im Mai 1978 hatte der Vor­

sitzende verfügt" daß Irmgard Möller vor Betreten des Ge­

richtssaals nackt aus- und umgezogen werden mußte. Als sie sich I
dagegen wehrte, wurde sie derart mißhandelt, daß sie aufgrund

eines Kreislaufkollapses mit dem Notarztwagen in die Robert­

Bosch-Klinik gebracht werden mußte. Um zu verhindern, daß

am nächsten Verhandlungstag dieser Angriff auf die Gesundheit

und vielleicht das Leben der Mandantin wiederholt werden

konnte, haben ich und die Mitverteidiger sich geweigert, bis

zur Klärung in der Hauptverhandlung zu erscheinen. Die Folge

war: sofortige Entpflichtung, Auferlegung der Verfahrenskosten

von bis heute über 20,ooo,--DM und ein Prozeß, der seit

Monaten als Geisterprozeß ohne Irmgard Möller, ohne Wahlver­

teidiger durchgefÜhrt wurde und wird und allein deshalb

durchgefÜhrt werden kann, weil sich Rechtsanwälte gefunden

haben, die nicht verteidigen, sondern nur noch absichern.

gesichert.

Im Ergebnis wird hier der Weg gezeichnet und von jedem, der

sich als Rechtsanwalt dafür zur Verfübüng stellt, mitgebaut,

an dessen Ende,die Verteidigung zur reinen Dekoration ver­

kommen ist.

~eisterverfahren mit Sicherungsverteidigern sind historisch

bekannt aus Zeiten dunkelster Reaktion. Ohne einen aktuellen

Vergleich anzustreben, möchte ich von einer Erfahrung berich·

ten, die sich mir hier aufdrängt:

als Prozeßbeobachter im faschistischen Spanien erlebte ich

1975 die Militärgerichtsverfahren gegen die später hingerich:

teten Antifaschisten Otaegi, Sanchez Bravo ••• Hier kämpften

die Wahlverteidiger einen ganzen Tag um das Leben ihrer Man­

danten. Als sie darauf beharrten, Anträge stellen zu dürfen,

wurden sie sofort des Saales verwiesen und an ihre Stelle

traten die bereits hinter ihnen sitzenden Offiziere als

"Verteidiger". Mit ihrer Hilfe konnten innerhalb einer halbe:

Stunde die Todesurteile gesprochen werden.

Wer den Anfängen nicht wehrt, sondern sie sogar ermöglicht

- macht sich mitschuldig.

A*
Ein weiteres Beispiel: als im Verfahren gegen Eberhard Dreher

dieser nach Beendigung der Kontaktsperre im Jahre 1977 in den

Verhandlungs saal gefÜhrt wurde, bestand RA Friton auf einer

sofortigen Verhandlungsunterbrechung, um festzustellen, was

während der Kontaktsperre geschehen war, ob der Mandant über­

haupt noch gesund war, um mit ihm die weitere Verteidigung

zu besprechen. Als ihm die Unterbrechung verwehrt wurde und

er erklärte, unter diesen Umständen nicht weiter verteidigen

zu können, wurde er sofort unter Auferlegung der Verfahrens­

kosten entpflichtet.

Die Beispiele zeigen, daß ein im Sinne des Gerichts unbot­

mäßiger Verteidiger in kritischen Verfahrenssituationen, wo

es darauf ankommt, sich um jeden Preis vor den Mandanten zu

stellen, entpflichtet und mit der Strafe einer ruinösen

Schadenersatzzahlung belegt wird. Gerade in diesen Situationen

wird die WeiterfÜhrung des Verfahrens allein durch die Reser­

veverteidiger, die aufgezwungenen Verteidiger gesichert.

Nicht die Verteidigung, sondern das Verfahren wird dadurch
,I

'Die AnVlältebeantragten, daß der Ganze Prozeß auf Tonband
aufgenommen wird

Begründung:

1.) Es handelt sich um ein Großverfahren
2.) Da es den AngeklaGten verboten ist, ihre Erklärungen

und Anträge schriftlich vorzubereiten, sind Tonband-Pro­
tokolle unbedingt erforderlich, um die Erklärungen und An­

träge wörtlich festzuhalten.
3.) Schutzfunktion für die Anwälte

Hierzu die Staatsanwaltschaft

Es handelt sich hierbei nicht um ein Großverfahren, ein
Großverfahren wird durch den Inhalt bestimmt.
e Wieso sind dann nicht längst alle DPA-Besetzer freige­
lassen?) Der Aritragwurde abgelehnt!

Die Schutzfunktion, die die Tonbandprotokollierung hat,
haben die Anwälte genauer erklärt:
fast alle Anwälte, die bisher in einem 129a Verfahren ver­
teidigt haben, sind jetzt selbst mit Straf- oder Ehren­
gerichtsverfahren konfrontiert. In den meisten Fällen wäre
durch Tonbandprotokolle nachweisbar, daß die zur Last geleg­
ten Äußerungen der Anwälte entweder niemals oder in anderen
als von der Staatsanwaltschaft konstruierten Zusammenhängen
gefallen sind.
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ER~LÄRUNG zur ~ERSON ~

Nach allem, wie der Staatsschutz diesen Prozeß vorbereitet
und aufgezogen hat und '.1ieer in den r':edientransportiert
~/ird, ist klar, daß es hier ::ei~e Tren~=S von "Pe:::-son"

und "Sache" geben kann; un~ere "Fe:::-s~nen"sed\ß der An3::1age
- "Un~erstützun~ ~iner terro~il?tische~ Ve:::-eini;;;v.?g"_
auf dle dazu$ehorlg~.KataloS~~le:un3.l=2~aa~llc~~~?a~ndun3s­
ras~er ~~dUZ1~rt7 Dl~ der SaC2e,lTI el~~ :3se~~~~3~~~ ..
Es ~st elne ~:-kt101?-'~:'en~d~er S"CEJ.c;.:~SC":::ltZ .•UY'_G. c.::=.s ,",,:.Ier~c!:t
glauben, ~~tll~perl~~lstlsc29~O!l~~::=~~~~~3t~~2:eG~z:
buch ~rschlaG~n.zll ~::J!.lnen.':'3Bt e~:::e""l':.kt:-?:::,C"~:.e~:::-i.:':::::'­
lage ~ede7 KrlMl~allsleru~=. revolu~.lor:~,:::-e:l'~I~~ers"C.::.n=3 1St:
daß dle rhttel dleser POlltl:: von lcre:::-"Dol:.c;:.sc::e:1.::;e-
stimmunG zu lösen sind. "

Die Reak~ion.selbst v~:::-~itt~ltdi~ ~?litische"Au3ei:::an~e:::-_
setzung l.n dleSeI!! ProJe.::t d19 Pcllt:.~: Z:l '78::';..::.c::te~, s.ls.:)
die Personen die sie ~~chen.

In eine~ ~it':lation, . in, der ...~er. 3:c~~t S~i:::9r:Y~r:;:ic·:'::t"J.::S3.;.~i~lerl
geGen d7eJen~ge~,dle o?~a~:ne~ j~Q~r~~2~~ lelG~e~, acso~~~
setz~, ln. der der Im!,~rlallsrlus ~J..c_:~:.?8:''::?-UptTI;1::' ~!~C~'j.OS:!:'

Vcr~~cbt~s ~d ~~r~t0run~ rep:::"c~~z:L~::'"G, :"::.rc. sc::o:: '"~eC1.e.
AktJ..on, d~e ~en I'~:::":!::"~'l~ an Le oen.s ::'ed.:'1::"""1.l:-.:.=e~er::c:.!':':,.: e~ ~.l::..ll,
zur Ko~f::o~tat;io~~ r.;~t de:i :&nze~ 3~:-~t •.....

~i!~;~f~[!::!~~~~:;!!::f~!;f~!!;~:i;~:~~~~~;J;~:~;:"
sei~, hat ~ie ~~~e~ ~Cb0~ die Di~8~2io~ ie~ n~~~3se~~e~Konfrontatlon ~~ SlC~.

InsGesantüber ~o Ge~en;e~e~u3·~e~i~r Leben d2~~r ei~zetzen,
un den ?a!ldi tex; :-~_lr~Gtntl-_:r', ~e:!:' nach ·,.,ie ·Tor 3ch:18:- v8r:­
wundet ~st, ?~Q.na~~ ~en ~estl~~unsen d~r Gen~er'!:cnventl0n
8<:110:.'1 lr:.n~'::G ~lc.t1;e ~r~l~~~le.ssen ':Ierden !1;;.s~er..,_
dle ZU.3a;-;eelnes eln.l ac~:en, 3cGeno.!1::1ten IIl.'.or~alvollzu[;.:i 11

abzurincen, segen das Proje}:t, ihn zu ])sychiatrisiere!l.

Dieses Verfallren ist Teil der ges1:tr.!t--;.rernichtungs-Stratecie
cegen die Gefangenen aus der liue.c"illa,',1eil';/ir1.:n3irr dL;se
Auseinanders~tzun~-~ '3i~,'~eschal tet h.:.be~, _
ist Teil der Gesai:1t"tl'ateSie, in der die "Encllösunc;" seinen
insti tution911en Ausdruck in elen Vel'nic,:tun;st:::-a::tsgefuncl9:,hat.

äir saGen da jetzt nu:::-~al: Celle, "/0 Karl-Eeinz i~ HunGer­streik ur.!' s Cber19ben l:Iiouft.
Dieses Verfahren hier, stellt die Fra~e der Person nur in
einer Hinsicht, - in seinem ProjeY-t unsere Identität zubrechen.

Das wird allerdine;s auch ne E'i':tion bleiben.

~

ER~LXRUNG c1e.rA"Se.k\a~-ten ~UT SAC.HEI

~ns macht dieser vergebliche Versuch, antii~perialistische
Politik zu kriminalisieren, justiziabel zu wachen schon
!paß.
Weil er nur die politische Kurruption der deutschen Justi7.
dol:umentiert, die ja ihre berüchtigte Tradition hat u-"'lddie.
inzwischen mit ihrer Einführunß in die Strategien der Counter­
insurcency politisch-militürisch bestimmt ist.

Diese Tatsache ist nach den Verfahren gegen die Gefangenen
aus der Guerilla nichts Neues. Nur, in diesem Ve:LLallren geht
es nicht um die Reaktion auf einen politisch-militärischen
Angriff, sondern um die Re~{tion auf eine unbewaffnete,
exemplarische Widerstands aktion von legalen Lilli{en. Was hier
mit dem § 129a gelinGen soll, also mit dem Sonderrecht in der
Anti-Guerilla-Kriegsführunc, ist nur aus der Gesamtausein­
nndcrsetzunc zwischen Staut und Gue:dlla zu verstehen, als
eine Reaktion auf eine ungebroche Kontinuität des bewafi'­
neten, antiimperialistischenKampfes, in der der Staat die
mili tiirische Konfrontation esl:c.liert und aus~Jeitet auf die

unoewaffnete Linke im Sinne einer Priiventions-, Eindämmungs­
und Isolationsstragegie.
Hier eehtes um die Vergesellschaftung des Ausnahmezustands,
die polizeilich-faschistische OlrJ.mpation aller gesellschaft­
lichen Bereicbe. Das Ganze zeict nicht nur die politisch­
militürische Bestimmung dieses Verfahrens in seinem Projekt,
jede oPPo13itionelle Be"le[~Unc im Keim zu ersticken. Mit der
quantitativen Bectroffenheit, die dieses Verfahren hat.
Und das, weil hier nicht ein oder zwei, sondern gleich elf
sitzen, vor allem aber, weil hunderte an unserer Stelle
sitzen l:önnten, bricht auch die Disl:retion einer qualitativ

"neuen Entl"licl:lunC, Ivic sie seit dem Herbst '77 lc.uft.
Sie bricht ge:::-adein der ~eaJ:tion auf unsere Aktion, weil
dies der Durchbruch eines ProzeßB,es war, in dem viele wieder
anfangen ihre HöClich):ei te!l zu ente ecLen, nach einer Phase
eines breiten Ohnmachtc;efiihls gegeni;ber dem umfassend.en
Ste.atsterror.

Daß sich die Jllstillmit der Allidac;eJ.:ontruktion, mit der
Verb:ictunc des 129a als politisch-militürische AGentur verrät,
hat in diesem Verfahren seine besondere Komik, da, wo die
Begrenztheit unserer Aktion zur Hilflosigkeit der Justiz wird
ihre fC.schistischen Praktil,en zu leGitimieren.
Nicht einmal das übliche Au:::nahmeritual kann hier einge­
halten vierden, so daß letztlich nur noch nacl~ter Zynismus
und Brutalität vom bornierten Machtstandpunkt bleibt.

~l1ein der Haftbefehl \'lUrdein einer Blitzc;erichtsbarkeit
mit milite.risch~r Garde ur.;den Richtertisch, so brutal und
jünmerlich wie eine VercewalticunG' nachts in Karlsruhe abge­
seenet. Der Haftbefehl ist wort-vlörtlich vom Antrag der
Bundesanwaltschaft, mit einem etwas Gestrafften Schluß, aoge­
schrieben worden, - mit einer Ausnahme, mit der Kuhn wahr­
:::cheinlich seine UnabhEnGickei t der:Jonstrieren vloll te.



Zur Anklagekonstruktion haben wir schon Lust, einiges zu

sagen. weil da eine Tradition fortgefÜhrt ~d eine Entwicklung

weitergetrieben werden soll, mit der wir einiges zu tun haben,

allerdings nicht'im Sinne der Anklage', wie man so schön sagt.

Die Anklagekonstruktion mit dem §129 stellt uns negativ in die

Geschichte des Widerstandes. Als explizit politisches Strafrecht,
wird er seit 130 Jahren, seit den Kölner Kommunistenprozessen

1849, eingesetzt. um proletarische Politik zu.kriminalisieren:

Eine seiner Fiktionen ist, es sei der Zweck revolutionärer

Organisationen. strafbare Handlungen zu begehen~

Schon müßig festzustellen, daß die ~evolutionäre Organisation

nicht justiziabel iso Ihr Zweck - wir sagen Ziel und Ziele ­

ist nicht in toten Kategorien, wie sie das Strafgesetzbuch

dem geschichtslosen Selbstverständnis der Bourgeoisie zur

Verfügung stellt, zu fassen. Als gebe es außer der Staatmaschi­

nerie und der imperialistischen Finanzäligarchie jemanden.

dessen Zweck das Verbrechen sein könnte.

Verbrechen - Unterdrückung - Versklavung - Genocid - Mord

und Folter - das sind Ausdrücke für die Zwecke, die der

Imperialismus verfolgt. Aus der Rolle und Funktion. die der

§ 129 in der Klassenauseinandersetzung seit 1849 hat. ist er

ein Sondergesett.

Seine ~radition und sein Projekt seit den Kölner Kommunisten­

prozessen, Bismarks Sozialistengesetz. dem 'Gesetz gegen die'

Teilnahme an Staatsfeindlichen Verbindungen' in Weimar war

und ist die Kriminalisierung außerparlamentarischer Opposition

vermittels der Institutionalisierung des Antikommunismus

in den parlamentarischen Regelmeohanismen. In ihm hat der

bürgerliche Staat SChOD immer sein faschistisches Kompliment;

in dem er die Justizförmige Liquidierung der außerparlamenta­

rischen Opposition legalisiert, -

also tendenziell antagonistische Opposition.

Er antizipiert in derbürgerlichen Verfassung den Klassen­

kampf als Klaasenkrieg.

Kommunisten warenin Deutschland immer outlaw und der Anti­

kommunismus überdeterminiert.

Dieser Paragraph vermittelt die Selbstdarstellung der politischen

Korruption der Justiz. insofern er das Verfassungspostulat'

'niemand darf wegen seiner Gesinnung' uSW. bricht und jetzt,

wie in den 50-er Jahren, die Grundlage für die Gesinnungs­

justiz, die Illegalisierung von Gesinnung angibt.

Auch hier in der Anklageschrift ist die Illegalisierung

•
-,-

Eine Kuriosität von 5 Wörtern, mit der er eher seine Unzu­
rechnungsfähigkeit demonstriert hat, was wirklich kennzeich­
nend für den Ablauf war. Wichtig ist da weniger der Kreti­
nismus von Kuhn. sondern die Entscheidungsabläufe, die sich
da präzise abzeichnen. Kuhn war wirklich nur der Eampelmann
der BAW, der in der Nacht noch seine Unterschrift für un­
seren Abtransport in die Gefangenschaft geben mußte. __
Einer von uns hatte da noch versucht eini3es zum A.~trag der
BAW zu sagen, während Kuhn .zuckend auf dem Stuhl hin-ünd-her
rutsch'ce, - schon äußerlich sichtbar überhaupt nictt in der
Lage zuzuhören. Vom Be;reifen ;;;arnicht zu sprec::-,e!'.,- ·..:eil
er uns da in einer 31itztour abzufe:rtiG'e~1 ~~a~t9.
Es gibt einen PllnZtin dem Antra: a~f E~lassu~~ des ~2ft~e­
fehls der BAW, ~o quasi behauptet ~ird, u~sere ?estellu!'.s,

daß Wer~e~ bi? zuc da?ali6e~Zeitpu~~tdie ?reila~3u~~ !~otz
Haftunfah~gke~t ver~e~gert ~rurde, se~ ;elo~e~ ~~Q ~~~ ~O=­
wand., um dara.."rl !~ünstlich Empörur:s n .fÜr e.:'lde~"'e Z~:.rec~:en zu
mobilisieren.
Die Konstruktion ist typisc:: fi5.:' die I-:et':oder:.-:Le:'3A';I,u:-:

politschen ~~dersta!'.d zu krisi~alis~e?er:.: . ,.
Und gerade hler ~.oJarsnuT'_ so o~feY'~s~cr.:.tl3;c'::,.·~'!ell ~~ede::"·:lU~::''3,

~~~t~~~~efa~~~~hr~;~n~~~ ~~~'S~~Zi=~~~~~~~~~~e~~~6h;~te!'.slv-
So daß Kuen, als ~ir d~~auf eingingen, ei~e~ total 2ysteri­
sehen Anfall kriegte, uns das ~o~t atsc~~itt u~d, - ~1a~~­
ßc:;einlich um d.iese Pein~i?l"'.:.l:~it ·:Ji~d.~~. ;utzu::'~ache~~­
beltles , so ~:;ohl VOTI. clGI' bA:! dle 3ezlC'::"ClCU:lg dC:2 Lu;e,
nls auch unGe=e Festellu~c,daß Nerner ~och i~ Ge~an;e~schaft
ist,-aufGenon~en hat ~ und das in ei~e~ Sa~z.
Das ist ganz ansctaulich =~r d~e absurditlit der Prozedur;
KuhnsBeschrä:L.-:theitist da ne2r objel:tiv bedir..ct in der
Um::öslichl:eit, :'lierdie nD.c::tepoli tiscll-militärische Maß­
nahme des Staates im rechtsfreien Raum juristisch zu ka­
schieren.

Der Spaß ist. daß wir, bevor Kuhn die Formalität des Haftbe­
fehls erfüllt hatte, in-aan-Fernschreiben der politischen
Polizei schon längst als sogenannte "Haftsache" deklariert
waren. Der Haftbefehl wurde dann, einschließlich des hirnlo­

sen, dafür aber "unabhängig" zustande ~ekommenen ilusatzes,
vom OLG-Ffm übernommen. Bei der Haftprufung giags dann schon
garnicht mehr um~ die dpa-Besetzung selbst als Begründung
für die weitere Gefangenschaft. sondern um Briefe. die wir
aus dem Knast geschrieben hatten und in denen kein Gesin­
nungswandel zu erkennen ist, alsodarum, daß wir nicht abd~
schwören und an der Tatsache unserer Gefangenschaft nicht
zusammenklappen, wie sich die Liegestuhlcharaktäre das vor­
gestellt hatten.

Die"Anklageschrift", wie das hier genannt wird, die nach
1 1/2 Monaten erstellt werden konnte, besteht aus zwei Teilen:

der erste ist im wesentlichen ne Wiederholung des Haftbefehls,

der zweite ist das selbe nochmal, aufgelockert mit ein paar

Döntjes, die unmittelbar nach der Aktion in allen Zeitungen

zu lesen waren.

Wir sind darauf überhaupt nur noch so eiSfÜhrlich eingegangen,

um zu zeigen, wie kühn dieses Gericht zum Tanz auf imaginären

juristischen Seidenfäden angetreten ist, mit der Sicherheit,

daß das enge militärische Auffangnetz schon halten wird. I

,) _ "0-
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wofür allerdings noch einige akrobatische Selbstüberlistungen

notwendig sein dürften.

Angefangen mit der Zusammenstellung dieses SondergeriChts,

das durch Postenschiebereien speziell für dieses Verfahren

personell zusammengestellt wurde,

dann die Prozeßterminierung, mit der der Abbruch unseres

Hunger- und Durststreiks erpreßt werden sollte, indem man uns

mitteilte, daß bei fortdauerndem Hunger- und Durststreik

ohne uns verhandelt würde.

Aus der Illegitimität dieses Staatsschutztribunals versucht

dieses Gericht mit einer geradezu kriminellen Energie diesen

Akt imperialer Selbstdarstellung zur Kriminalisierung anti­

imperialistischer Politik sicherzustellen. Sie Prostituiert

sich hier, wie anderswo, als nackte Funktion der antisubversiven

KriegfÜhrung

über den Kopf des

die dieser dann

-.z.-

die Drohung, die schon verpflichteten Vertrauensanwälte
~_J'

wieder zu eDtpflichten, also der Versuch, über den ökono-

mischen Zwangshebel die Verteidiger rauszudrÜcken, um dann'

hier nur noch mit verbeamteten Staatsschutzanwälten zu sitzen

und dasRitual abzuspulen,

das sind ein paar markante Punkte, die zeigen, daß wir es hier,

wie bei der Staatsschutzjustiz überhaupt, nur noch mit einer

Komödiantentruppe des BKA und der BAW zu tun haben •.

D;e formale Zwischenächaltung dieses Prozesses, beyor die

'Urteile', als 'Verrechtlichung unserer Gefangenschaft, ausge­

spuckt werden,dient nur der VerSChleierung des militärischen

Charakters der Auseinandersetzung, die .er Staat gegen den

antiimperialistischen Widerstand fÜhrt. Der rechtsfreie Raum,

der hier immerwieder offen wird, vermittelt jedOCh genau diese

Dimension des Klassenkrieges.

Die SPitJ! war bis jetzt der Foltereinsatz des Polizeikommandos

gegen die Frauen, den Hahn in seiner Funktionsgebundenheit für

den Staatsschutz nur noch durch den Knüppele ins atz hier im

Saal decken konnte,um zu verhindern, daß die Arzte die Befunde

liefern, die beweisen, welche Quälereien da abgelaufen sind,

denn yakten, wie Zungenbeinbruch, lassen sich durch 10 000

'Dementis des Justizministeriums nicht vom Tisch lügen. Man

muß sie schon von vornherein zu unterdrücken versuchen.

Hahn versuchte das hier, indem er - die Schlägertruppe im

Rücken - das ganze für 'verfahreatremd' erklärte. Immerhin

ist das ne deutliche Sprache, wo festgestellt wird, daß unsere

körperliche.Unversebtheit nichts mit dem Verfahren zu tun hat,

was ja nur das festhält, was wir letzte Woche in der 'Erklärung

zur Person' hier gesagt haben, daß dieses Verfahren die Frage

der Person nur in einer Hinsicht stellt, - unsere Identität

zu brechen.

Und da ist jedes Mittel recht.

Sich hier in Details zu vertiefen, wie das Projekt tag-täglich

hier und im Knast seinen Ausdruck findet, entspricht nicht

dem Stellenwert dieser Veranstaltung. Wir beschränken uns

deshalb auf einige Beispiele:

- die Besuchsverbote, die der Staatsschutz

formal zuständigen Richters verhängt und

nur noch stammelnd absegnenekonnte,

- weiter die systematische Verzögerung unserer Post, vor allem

der Verteidigerpost,

--.~-
von Gesinnung unmißverständlich formuliert. Da heißt es:

'Der ~. der Erklärun~, wie auch das darin verwendete

Vokabular, machen deutlich, daß durch die Verbreitun~ der

Erklärun~ •••• insgesamt der Zusammenhang der Roten Armee

Fraktion (RAF) gestärkt und zur Verwirklichung ihrer Ziele

aufgerufen werden sollte.'

Wir würden sagen, das in der 'Anklageschrift' verwendete

Vokabular macht deutlich, daß hier ein historisch gebro­

chener gesellschaftlicher Zusammenhang wiederholt werden soll

durch eine Klammer faschistischer Gewalt.

Die ganze Konstruktion der Anklage mit ihren Fiktionen zeigt

nur, in welchem Maß dem imperialistischen Oberbau die

Beziehung zu allem, was ~ in der Geschichte ist,

entzogen ist,. Sie zeigt die Schärfe des Widerspruchs im

Bruch zwischen Gesellschaft und Staat. Sie zeigt, wie zwischen

wirklichem Leben und imperialistischer Legalität - in dieser

reifsten Phase des Imperialismus - alle Vermittlungen

weggefallen sind. Das Verhältnis ist Krieg, in dem die Funktion

von Legitimation auf die Verschleierung des nackten Opportuni­

tätskalküls reduziert ist,-

'"-'~-;--~

----===iIl.. ~--- 1



'Ii:YÜ\

- 4!'"
Eine unab~ängige Justiz hat es in Deutsc~and nie gegeben,

nicht einmal im bürgerlichen Sinn dieses Begriffs, ihr

staatsverschworenes'Selbstverständnis zieht sich wie ein roter

:Fadem, genauer: wie eine Blutspur durch die Geschichte.

Die Entwicklung 'der Staatsjustiz .ach dem Massaker am 18.10.77

in stammheim war jedoch ein qualitativer Bruch, in dem sie,

nach diesem Putsch der Exekutive gegen die Justiz, jetzt auch

offen zur M~litätgerichtb~keit wurde, durch die Verrechtlichun.

der Beseitigung der letzten Friktionen, die den Staats schutz

und die Geheimdienste noch am direkten und glatten Zugriff

gegen die Gefangenen aus der Guerilla hinderten.

Was Bach den Geiselhinrichtungen in Stammheim und Stadelheim

lief,war der forcierte Ausbau der_institutionellen Voraussetzun

um jederzeit weitere Geiseln hinrichten zu können:

_ das Kontaktsperregesetz, mit dem der Geiselstatus der Ge­

fangenen aus der Guerilla praktisch verrechtlich wurde.

_ die geplante Ausschaltung der Haft- und Untersuchungsrichter

in ihrer. real allerdings schon lange nur noch formalen

Kompetenz, die Haftbedingungen zu kontrollieren und fest- tl
zulegen.

_ der Bau von Todestrakts in allen Bundesländern, technisch per1

fekt in der Zerstörung von Kommunikation und in der totalen I

Abschottung, personell besetzt durch Spezialeinheiten, deren

Ausbildung vom BKA koordiniert wird.

Das sind Bedingungen, wodurch die Todestrakts ihre vollstän­

dige Qualität als unbegrenztes Terrain für den Einsatz des

ganzen wissenschaftlichen Arsenals der Counterinsurgency für

:Folter und Menschenexperimente, und für die unmittelbare

Geiselnahme in eskalierten Situationen bekommen.

_ den Anwälten wird jede Grundlage genommen, irgendwie Schutz

auszuüben, vorausgesetzt, daß sie nicht schon verhaftet

oder gar nicht erst zugelassen wurden.

Die Schnellve:~~lren, der einzige Abschnitt, in dem die

Staat8sehatzju~~iz noch eine Funktion hat, sind reine

:,c8chauverane~altungen zur Machtdemonstration des Staates,

in denen mit der lTozeßordnung geknebelte Gefangene vor­

gefÜhrt werden •

...•.~-
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Gefangenen aus der Guerilla, -nicht mehr heimlich und als '

'normal' getarnt, sondern aus Staatssicherheitsinteressen

für notwendig erklärt.

Diese Vernichtungsprogramme sind die Spitze der innerstaatlichen

EntwiCklung, die die Menschenrechte jedes einzelnen mit den

ßicherheitsinteressen des Staates identisch erklärt, -

der totale Staat, in dem jedem, der sich nicht beugt, die

Existenzberechtigung aberkannt wnd der Krieg erklärt wird.

Gefordert wird nicht weniger als die aktive' Identität mit diesem

Staat. Der Aktivbürger, der Bulle, der Spitzel und Denunziant.

Die Erweiterung des § 129 um sein 'a' ist die Weiterentwicklung

des poli1tschen Sonderrechts zum militärischen Ausnahmerecht

in der Entwicklung der Auseinandersetzung zwischen Guerilla

und Staat. Die Sprachregelung 'Terroristische Vereinigung'

als Feindmarkierung impliziert eine politisch-militärische

Funktionanweisung für dme Justiz, wie sie Kitson definiert

hat: •

'Die Justiz könnte als eine der Waffen im Arsenal derRegierung

benutzt werden. In diesem Fall wird sie nichts anderes sein,

als eine propagandistisChe Verkleidung für die Beseitigung

unerwünschter Personen ••• ' • Der §129 strukturiert allein

durch seine Sprachregelung der psychologischen KriegfÜhrung

jedes Staatsschutzverfahren in diesem Sinne vorweg.Hisr

wird ein Feind markiert, der diskreditiert werden muB, weil

man ihn isolieren will, um ihn zu vernichten.

Metropolenguerilla ist weder als politisches Konzept Terro­

rismus, noch ist ,ihre Aktion militärtaktisch in der historischen

und militärwissenschaftlichen Bedeutung dieses Begriffes

zu fassen.

Dia ,Bezeichnung "Terror" ist die sprachliche Regelung des

Entpolitisierungskonzepts, das der Staat aus einem eigenen

Legitimationsdefizit entwickeln muBte.

Die Inhalte der Politik müssen raus gedrückt werden, weil sich

h~er die Völker in ihren Hoffnungen und Kämpfen wiederfinden.

Die RAF hat ihre Geschichte aus der antiimperialistischen

Solidaritätsbewegung der Studentenrevolte. Hinter der Stu-

,dentenbewegung stand die proletarische Politik des vietna­

mesischen Befreiungskrieges, des Aufstands der Völker der

3. Welt.

1



Die RAF hat hier die US-Headquarters angegriffen in einer

Situation, in der die BRD aktiv und passiv am Völkermord am

vietnamesischen Volk mitgewirkt hat, wo dieser Staat daran

mitgewirkt hat,

daß in der Zeit zwischen 1961 und 1966 in Vietnam rund

1 Million Kinder getötet oder verwundet wurden,

daß am 16.3.68 im vietnamesischen Dorf My Lai 567 Menschen,

unter ihnen viele Kinder, Greise, Frauen mit Babies, abgeschlach­

tet wurden,

daß in Vietnam 100 ooo-de in Gefängnissen oder auf Gefangenen­

inseln gefoltert und unter bestialischen Bedingungen gequält

wurden,

daß innerhalb eines Zeitraums von 9 Monaten (vom April 72

bis zum 15. Januar 1973) US-Bombemflugzeuge mehr als 54 000

Angriffe allein gegen die Demokratische Republik Vietnam,

also Nordvietnam flogen, wobei über 400 000 Tonnen Bomben über

diese Zone Vietnams niedergingen, was einer Sprengwirkung

von 20 Atombomben des Hiroshima-Typs entspricht,

-~- AAber weil die Studentenbewegung in ihrer !~olte sich der

Dimension ihres Aufbruchs und ihrer eigenen Proletarisierung

nicht bewußt wurde, mußte die Unmittelbarkeit der staatlichen

Counterbewegung - in der 'Einheit von Repression und Integra­

tion - schließlich das Bewußtsein des Zusammenhangs des

Kampfes hier mit dem der V5lker der 3. Welt zerstören und die

revolutionäre Stellung der Massenbewegung zerfallen lassen:

Nicht mehr die proletarische Politik hinter ihr, sondern die

Konfrontation mit dem Staat der Sozialdemokratie bestimmte

ihre Stellung und fÜhrte zum Verlußt ihrer Subjektivität.

Die Kolonialisierung und Erniedrigung der Völker der 3. Welt

durch den Imperialismus hat hier ihr Komplement in der Ver­

staatlichung der Gesellschaft, in der Totalität der Ent­

fremdung, der Erfassung aller gesellschaftlichen Bereiche

durch den kapitalistischen Markt, der Degradierung der Men­

schen zu Objekten staatlichen HandeIns, also die Vernichtung

von Subjektivität, Würde, Menschlichkeit.

Hier hat die RAF den Bruch vollzogen, sich zum Subjekt ge­

macht im Kampf gegen den Apparat, in dem sich diese Ent­

fremdung verkörpert.

Hier ist wieder ein kleiner Teil nicht lesbar! ".... ,~

,.
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daß die Städte Vinh, Nam Dinh, Huphong, Viet Tri, Dong Hoi,

Bac Giang, sowie stäJtische Zentren wie Ba Don,Kep, Phu Ly,

Phat Diem, vollständig zerstört wurden,

daß allein von 1969 bis 1971 nahezu 7 Hio Tonnen Bomben über

Indochina abgeworfen wurden. Zum Vergleich: während des 2.

Weltkrieges wurden 3,2 Mio Tonnen Bomben abgeworfen, also nicht

~inmal die Hälfte dessen, was auf Indochina in diesen 2 Jahren

geworfen wurde.

Die BRD hat daran mitgewirkt, daß im gleichen 'Zeitraum, also

von'1969 bis 1971,2,2 Mio Hektar fruchtbar~n A~r~landes '

mit Giftstoffen verseucht wurden, )

daß Südviet~am in ein riesiges NiemandSland mit Gefängnissen und

Konzentrationslagern verwandelt wurde: mehr als 26~ der Dörfer

wurden eingeebnet und im Rahmen des sogenannten 'Pazifi­

zierungsprogrammes' über 5,8 Mio Personen der Zivilbevölkerung,

ein Drittel der südvietnamesichen GesamtbeVÖlkerung, entweder

getötet,~erletzt oder gewaltsam aus ihren Heimatgebieten

verjagt.

Die Headquarters der US-Army in Frankfurt und Heidelberg waren

unmittelbar integriert in diese Kriegführung.

In der logistischen Kommandostelle der U8--Armee in Heidelberg

war die Computeranlage, mittels derer der Bombennaehschub für

die Flächenbombardements gegen Vietnam berechnet wurde.

Im Frankfurter IG-Farben-Haus wurden Berechnungen und Aus­

wertungenvon Einsätzen des US-Militärs im Indochinakrieg

'gemacht, u. a. die Informationen der I urborne-platforms I ,
also der Aufklärungsflugzeuge, ausgewertet, aufgrund derer

die Bombardements bestimmt wurden.

Die im IG-Farben'Haus stationierten Analysatoren standen übe~

den Criticom-Sender in ständiger Verbindung mit dem US-Militär

und der US-Botschaft in Sugon. Jeden Tag wurden Situations­

berichte über Indochina von Saigon nach Frankfurt gesandt,

die dort ausgewertet und/oder weitervermittelt wurden.

Außerdem war hier das Hauptquartier für Abschirmung und Sicherung

geheimer Operationen, wie das 'Phoenix'-Vernichtungsprogramm,

gegen die Vietnamesen.

Das IG-Farben'Haus hatte und hat auch immer noch eine Schlüssel- '

position in der US-Spionage gegen die Befreiungsbewegung, gegen

den Ostblock, un~ auch gegen~die mit den USA verbündete.

Staaten.

Insbesondere ist es las Hauptgeheimdienstzentrnm für US- und

NATO-Aktivitäten in Afrika und unterhält ein geheimes

Kommunikationssystem mit dem elektronischen Spionageapparat

des faschistischen Appartheitregime in Südafrika.



-""- ' AMit ihren Angriffen hat ~eRAF diesem ~t in se~er Funktion

fUr die.US-Globalstrategie den Krieg erklärt und damit die

Perspektive vom Widerstand im Zusammenhang aller.fUr Befreiung

kämpfenden Völker hergestellt.

Der Kampf der RAF steht in der Tradition der wenigen, die hier

in Deutschland Widerstand gegen den HitlerfascD1smus ge­

leistet haben, in der Tradition der Resistence der euro­

päischen Völker, dadurch, daß sie, den heutigen Kapitalver­

hältnissen entsprechend, die westeuropäische Front des

antiimperialistischen Widerstands entwickelt.

D.er Angriff der RAP gegen die BRD-Botschaft in Stockholm

und die ..Hinrichtung Bubacks waren, präzise Interventionen

gegen Zentrum und Agentur der Faschisierung, die - modellhaft

in der BRD. institutionalisiert - Westeuropa aufgezwungen

werden soll.

Buback war zentrale Koordinationsfigur und Schaltstelle zwisch~

Justiz, BKA, Staatsschutz und Nachrichtendiensten.und i

Verantwortlicher fUr die Ermordung von Holger, Siegfried und IUlrike.

Im Angriff gegen die BRD-Botschaft in Stockholm stand die Fra1

nationaler Souveränität Schwedens oder die Unterordnung unter

dieBRD-Hegemonie zur Entscheidung. Man könnte sehr genau

aufzeigen, wie diese Angriffe die Entwicklung interpretiert

und verdeckte Strukturen bloßgelegt haben und damit angreifbar I

gemacht •.

Sie waren konsequentbe&1iiBlllt gegen .dasProjekt;~.des wiederer- I

. st..ar.kt.en westdeutschen Imperialismus, zum 3. Anla:uf zur unterw1

fung Ettropas unter faschistisches Diktat anzusetzen.

Nach 2 Weltkriegen, die ausgfngen vom nationalstaatlich­

organisierten Kapital soll dieses Projekt, jetzt im ~ahmen

der Konfrontation zwischen Imperialismus und der Front der

Befreiungskriege über die strUkturelle Durch~ingung durch das

transnationale Kapital und durch staatliche Integration der

NATO und EG realisiert werden, als Bastion zur Gegenoffensive

gegen den globalen Befreiungsproz.ß~

Vor allem seit dem Einschnitt der Entwicklung Ende

'?4, der markiert ist - stichwortartig benannt - durch:

Jomkip~krieg, 01 al~ politische Wafte, vollständiges Ver­

treibender UB-Truppen aus Indochina, die Befreiung von Gui­

nea Bissau, Mosambique und Angola und durch die ökonomischen,

militärischen und ideologischen RÜCkwirkungen auf die Me­

tropOlen, die Einbrüche in der inneren Pheriferie: Grie­

chenland, Italien, Spanien und portugal- übernimmt die·----

,ft -Ar-BRD die"''f4itische Rolle der 2. Führungsmacht im us-imper1a­

listischen Staatensystem fUr die Forcierung der Faschi­

stischen Integration der NATO-Staaten und die Neokolo­

nialistische Durchdringung der 3. Welt,.

Wenn hier in demagogisch billiger Manier die Aktionen der

RAF von 19?7 in kurzer Auflistung über die sogenannte

,-Anklage· in diese Veranstaltung eingefÜhrt "erden~ um von

der RAF ein diabolisches Phantom grenzenloser Unmensch-

lichkeit zu zeichnen, zu dem wir uns in einem'soliJa­

rischen, eben politischen Zusammenhang gestellt, haben,

dann stellen wir dazu fest, daß sich~ier ein verkommenes

System in seinem Feindbild selbstdarstellt, daß gerade

Ponto und Schleyer als zentrale Funktionsträger und Pro­

tagonisten der inneren Formierung der Metropolen in totali­

tären Krisenmanegementstrukturen und der KriegsfÜhrung des

Kapitals gegen die Völker der 3. Welt die Verantwortung

trugen fUr die Politik des Völkermords und Massakers.

Hier erinnern wir an: Soveto, Shaba, Tel A! Sater, Teheran,

Zypern und an S~ammheim und Asinara.

Ponto, dieser ZUhälter von Mörderbanden, glaubte sich beim

Klavierspi~len in seiner Villa in Oberursel von der Muse

küssen zu lassen, während gleichzeitig in seinem Auftrag

die Völker der 3. Welt massakriert und ausgepresst werden.

Ponto leitete die größten finanziellen Transaktionen zur

Stützung und Aufrüstung der Regime in Brasilien, Südafrika

,und des Schah im Iran.

Und Schleyer: SS-Scherge, an.der Seite von Heydrich Massen,:",

mörder und Plünderer von Prag, WehrwirtschaftsfÜhrer der

Nazis und des westdeutschen Imperialismus, Scharfmacher in

der Ausbeutungsstrategie gegen die westdeutschen Arbeiter,

Funktionär der Imperialistischen Expansionsstrategie, war

ja schon·sowas wie Verkörperung der Kontinuität dieses

Staates aus dem Nazi-Faschismus und der globalen Ambitionen

des westdeutschen Imperialismus.

Nicht zufällig haben eine Reihe Arbeiter und Anges~ellte,

~ des existenziellen Risikos in der totalen Progromstim­

Mung, sich geweigert, an der staatlich verordneten Schweige­

minute fUr Schleyer teilzunehmen und haben Informationen in

ihren Betrieben über diese Figur verteilt.

Wir können nur feststellen - und das wissen die Kapital- u.

Staatsfunktionäre natUrlich auch ~: das legale Land ist

nicht das wirkliche Land.

~--_.~



Weil die Herrschenden wissen wie einsam sie sind, müssen sie

versuchen, Die Loyalität gewaltsam zu erzwingen. Deshalb

Veranstaltungen wie diese; deshalb müssen sie alle Register

der psychologischen KriegsfÜhrung ziehen, um lngste und Wut

der Menschen von den Ursachen abzulenken, um zu spalten

die Bevölkerung fÜhlt sich nicht durch die RAFbedroht,

wohl aber durch die FUnktionäre des Staats und Kapitals.

Wenn ~terroristische Vereinigung' als Bezeichnung für

irgendetwas zutrifft, dann für die Clique von Buback, Ponto

Schleyer. In Berliner Betrieben haben die Arbeiter gesungen:

Buback, Ponto, Schleyer - wir werden. immer freier I

In dem Wisch, der sich 'Anklageschrift nennt, versucht

jemand - wahrscheinlich ein Analphabet - zu ner konzeptio­

nellen Einschätzung der Strategie und Taktik der RAF zu

kommen. Mehr als ne sc~l beschriebene Seite ist da nicht

rausgekommen, auf der aber interessante Informationen

auftauchen.

Z.B., daß die RAF 'in Anlehnung an die südamerikanischen

Stadtguerillas den Umsturz durchsetzen will', außerdem

sei die Taktik der RAF die, wie sie im'Handbuch für den

Stadtguerilla' von Marighela gefordert ist. Wahrscheinlich

wissen die beiden da drÜben nicht, wie man Marighela.schreibt,
ohne nachzuschlagen, -

gelesen haben die . von Marighela bestimmt noch nichts ­

oder man muß ihnen stark beschränkte intellektuelle Auf­

nahmefähigkeiten bescheinigen.

Dazu muß man mal feststellen, daß sich jeder Depp hinsetzen

und Kleckse auf Papier machen kann - das läuft hier immer

noch als'Anklageschrift'-

Diese Marighelastrapazierung ist natürlich ein x-ter Aufguß

von dem, was die Bundesanwaltschaft und BKA so dann und wann

ablassen, zum Beispiel im Stammheimer Prozeß gegen Andreas,

Ulrike, Gudrun und Jan. Das ganze ist nur lächerlich we ••.,

-A'~

undzu ••.• .,

h... it' r 1St (e.Je ( e;"'­

~trlo r~edQ.h..d~

I)

5-k:c/c text
1"1"

..,.

J

f)
- 20-

Counterpropaganda entpolitisierend zitiert wird.

Das entspricht hier dem Projekt der Kriminalisierung, obwohl

es gleichzeitig auch sein Bruch ist. Mit der Kolportage des

Marighella-Konzepts wird die RAF als Organisation definiert,

die die Frage der politischen Macht stellt, die das impe­

rialistische System zerschlagen will. Daß dies teChniSCh,

quasi als Regimewechsel beschrieben wird, ist auch Ausdruck.

imperialer ·Begrifflichkeit von Politik.

Die antisubversive KriegsfÜhrung geht'aus von einem ent­

menschlichten Gesellschaftsbegriff, der Ausdruck des geschichts­

losen und machtbornierten Selbstverständnisses der Bourgeoisie

ist. So, als ob die Bev.ölkerung aus einem von Maden angefres­

senen stück Fleisch besteht, aus dem die Maden entfernt und

vernichtet und die angefressenen Stellen rausgeschnitten werden

müssen, um den Rest dann einzumachen, zu verwursten, zu kon­

servieren oder auf Eis zu legen.

Die Konzeption des antisubversiven Krieges geht letztlich aus

von der totalen Manipulierbarkeit der Massen, die zwischen zwei

Polen - Staat und Guerilla - stehen und sich der Seite zuwenden,
die am raffiniertesten ihre ~echniken anwendet.

Da hach diesem Verständnis, die Loyalität der Bevölkerung gegen­

über dem Staat von Bearbeitungstaktiken von auBen abhängt,

innere Widersprüche lediglich als Mißstände, als sekundäre

Momente klassifiziert werden, die von den revolutionären

Kräften als beliebig austauschbares Vehikel benutzt werden,

ergib~ sich für den Staat als Strategie der politischen

Imunisierung die Konzeption der totalen Kontrolle der Gesell~

schaft und eines umfassenden Gehirnwäschesystems.

Wir brauchen die Erfassungssysteme, die Computerisierung, die

geheimdienstliche DurChdringung der Gesellschaft, die Insti­

tutio~1isierung eines umfassenden Spitzel- und Denunzianten­

systems, Integration gesellschaftlicher Institutionen als

Informationszuträger in die Staatsschutzmaschinerie, die

e~ektronischen Uberwachungssysteme in den Städten, usw. nicht
im Detail zu besahreiben. Die Funktion der Medien werden wir

hier im einzelnen später darstellen.

Zwischen den militärischen Vernichtungsoperationen gegen die

Guerilla und dem Präventionssystem der totalen Kontrolle und

Gehirnwäsche steht ein System der Abschirmung des "gesunden

Volkskörpers". Entsprechend ist, in der Tradition der rassi­

stischen Terminologie der Hitlerfaschisten, ja auch von

"Krankheit" und "Seuche" die Rede, wenn Widerstand diskredi­

tiert werden soll • ..'



-aA- Die von "Krankheit" betOenen Stellen des

"Volksk6rpers" werden rausseschnitten, d.h. illoyale Bev81­

keruDgsteile werden aus der Gesellsohaft aussesli~de~t.

.pogrom-Hetzkampagnen gegen-bestimmte Zielgruppen, die jeden

verdäohtig maohen, der auch nur vermittelt zu ihnen Kontakt

hat, Berufsverbote, die sowohl im staatliohen als auch im

nichtstaatlichen Bereich aufgrund von Geheimdienstinformationen

betrieben werden, sind z.B. Methode~, über die Bevölkerungs­

gruppen institutionell ausgegliedert werden, nach außen aber

offen erstmal nur als individuelle Sanktionen auftreten.

Die Entwicklung ist inzwischen weiter. In der Konfrontation im

Herbst'77 ist der Ausbau eines Internierungssystems eingeleitet

worden. Noch sind keine Lager notwendig. noch trifft es Einzelne.

Aber man sieht hier schon die qunatit~tive Steigerung. Nooh

läuft es über die justiziellen Bahnen, gecovertals "Unter­

suchungshaft". Das läCtnicht anders, als z.B. die Praktiken

zu Beginn des Algerienkrieges. Auch dort gabs erstmal nur so­

genannte "Untersuchungsgefangene" und "Angeklagte".

Weil wir die Entsolidarisierungsstrategien gegen die Guerilla

und die Gefangenen aus der Guerilla und die Tabuisierung der

Diskussion über den bewaffneten Widerstand durchbrochen haben,

soll der dadurch in Gang geatzte politische Prozess durch

unsere Gefangenschaft und exemplariSChe Aburteilung erstickt

werden.

Wir werden hier beschuldigt, den Kriegsgegner des us-imperia-

listischen Staatensystems, die RAF unterstützt zu haben, wobei

hier der Begriff der "Unterstützung" derart verbogen wird, daß

er für die Internierung von allen hinreicht, die sich nicht

als'Aktivbürger , engagieren. Hier ist 'unterstützung' nicht

eine konkrete Tat mit einer bestimmbar unterstützenden Wirkung,

sondern letztlich eine unzuverlässige Geisteshaltung.'

Die Ausdehnuns des 'unterstützungs'-Begriffsbis dahin, daß die

Formulierung an~iimperialistischer Politik ~iminalisiert ist,

zeichnet die Perspektive vor, auf die die Counterstäbe in­

sistieren. Und viele auf unserer Seite werden sich darauf ein­

stellen. Im Rahmen einer grundsätzlichen Eins.chätzungder Aus­

einandersetzung zwischen Staat und RAF schreibt der 'Economist'

eine Zeitschrift mit guten internationalen Kontakten zu staat­

lichen Stellen und Geheimdiensten:.

"Das Schlimmste ist, daß sie (die RAF) sowaswie einen Unter­

stützerkreis hat: einen Körper von Sympatisanten, ••• die bereit

sind" _ und hier ist eben interessant welche Kreise denn hier

kategorischabgesteckt werden,-

~

~

n -u-
"die bereiv sind, sie mit Geld, Verstecken oder .ua1nde.t

durch eine schwammi~e. o~~ositionelle Einstellun~ .um Staat

zu unterstützen" •

Das Etiquett des 'Unterstützers' umfaßt also alle, die nicht

ständig.in aktiver Zusammenarbeit mit dem Staatsschutz ihre

loyalität beweisen. Es ist beliebig anwendbar. durch eine all­

~emeine Unsicherheit, ab wann man nun 'Unterstützer' ist, und

bis wohin nicht, soll die Staatsschutzmentalität gezüchtet

werden, die dieses System braucht, um sich an der Macht zu

halten. Unsicherheit und Angst als Pfeiler der Absolireckungs~

konzeption, aib der potentieller Widerstand in.Schach gehalten

werden soll.

Der 'Economist' bestimmt die Bekämpfung der so definierten

'Unterstützer' als 'den springenden Punkt', und das ist auch

einleuchtend,da die Kommandos der Guerilla die Vernichtungskraft

der Staatsmasohineri~terlaufen, überraschend zusohlagen und in
der Regel nur durchZufall oder Mißgeschiok entdeckt werden

können.

Internierung von Bevölkerungsteilen, deren Einstellung zum Staat

als 'SChwammig, oppositionell' klassifiziert worden ist, und da­

mit militärisch als Gefahrenpotential ausgeschaltet werden mua,

ist aus allen längerandauernden Antisubversionskriegenbekannt.

Das lief im Rahmen der AntiguerillakriegsfÜhrung der portogi­

sischen Kolonialtruppen, der französischen Kolonialtruppen, der

yankees in Vietnam, der britischen Besatzungsmaoht in Nordir- .

land - immer mit dem Ziel, die Guerilla einzukreisen und die

Bewegung zu ersticken.

Auch die Nazis haben die politisch unsicheren 'Elemente', wie di~

Kommunisten, Anarchisten, Sozialdemokraten u.a. genannt wurden,

interniert, - hier reicht das Stichwort: Reichstagsbrand -

um die innerstaatliche Totalität duchzusetzen, als Vorbereitung

für die Unterwerfung anderer Völker.

38 legale Leute.aus der Linken sind seit dem Herbst'77 als

sogenannte 'Unterstützer' für längere Zeit gefangenge~ommen

worden, von denen 20 immer noch interniert sind.

Was am Anfang einzeln lief, läuft jetzt gruppenweise.

Wa~ am Anfang mi~zurechtkonstruierten Kontakten zur Guerilla

legitimiert wurde, läuft jetzt schon wegen Propagierung politische~

Ziele.

"
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So ist !l,h klar, warum die'Reaktion auf unsere Aktion derart

überdeterminiert war. Wir haben progr~matisch die Einheit des

Widerstands hergestellt, in einer Situation, in der der Staat

nach den Massakern in stammheim und Mogadichu den Erfolg seiner

Entsolidarisierungsstrategien und Spaltungsmanöver als gesiChert

ansah. Den Traum der Faschisten von der irreversiblen Spaltung

des antiimperialistischen Widerstands haben wir zerstört, in einem.

Moment, wo sie sieh so stark glaubten, weitere Gefangene umbringen

zu können. Inzwischen ist klar, daß wir einen Durchbruch erringen

konnten, in dem sich eine neue Qualität und Breite des Widerstands;

entwickelt. Dazu werden wir später noch was sagen••

Unsere Internierung und die der anderen Genossen ist die Reaktion

des faulenden, historisch in die Enge getriebenen Imperialismus,

dem alle gesellschaftlichen Vermittlungen fehlen, - ohne Zivili­

sation, könnte man sagen, - ein System, daß sieh nur noch als

kriegsführender Staat an der Macht halten kann.

Dies Verfahren hier ist Teil der antisubversiven Kriegsführung und

PrOjekt, einen Gegendurchbruch zu erzielen. Die Verrechtlichung

des Ausnahmezustands - und so dieses Verfahren als juristische

Zwischenschaltung vor die militärisch bestimmten' Sanktionen -

ist die Methode der verdeckten Kriegsführung zur Behauptung von

Herrschaft, der jede Legitimation fehlt.

Dieser Staat kann gegenüber der Offensive des globalen re­

volutionären BefreiungSkriegs nicht das für sich beanspruChen,
was in der moralischen Terminologie des Völkerrechts als

'gerechter Krieg' gefaßt ist.

Der ~ozess, dem wir verantwortlich sind, hat mit dieser Ver­
anstaltung nichts zu tun.

~

Herbst'77 Internierten sind dieser

soll, sind die Subersion, die

-1~-
Diese Entwicklung entspricht. in der ReaktiJr).uen NATO-Counterin­

surgencyplanungen, die sieh in ihrem Kern an den Grundlinien der

KriegsfÜhrungnach innen orientieren, wie sie vor allem Kitson aus­

gearbeitet hat. Kitson differenziert zwischen bewaffnetem Kampf,

den er 'Aufruhr' nennt, und dem unbewaffneten Widerstand, den er

als 'Subversion' bezeichnet. Beide Ebenen begreift er im Rahmen

einer revolutionären 8esamtstrategie. Die 'Subversion' beschreibt

er im einzelnen so:

"Alle Maßnahmen, die von einem·Teil der Bevölkerung in der Regel

ohne Waffengewalt unternommen werden, mit dem Ziel, die zu dieser

Zeit Regierenden des Landes zu stürzen oder diese gegen ihren

Willen zu bestimmten Handlungen zu zwingen. Dabei kann die Anwendung

politischen oder wirtschaftlichen Drucks, die Mittel der Streiks,

Protestmärsche und Propaganda zum Tragen kommen.

Desgleichen ist der begrenzte Gebrauch gewaltsamer Maßnahmen

möglich •••D Kitson verrät auch, was mit der 'Subersion' zu ge­

schehen hat. Dazu schreibt er: DEs ist das Ziel der Regierung, die

Loyalität der Bevölkerung, falls notwendig wiederzugewinnen und

sie dann zu erhalten. Zu diesem Zweck"mu.8 die Regierung alle, die

mit derSubversion verbunden sind, aus s c h alt e n.n
I'

Und genau darum gehts. Jeder kennt eine Latte von Sprachregelungen,'

wie: 'den Sympatisantensumpf austrocknen', usw., die genau dies

programmatisch fassen.

Die als 'Unterstützer' seit dem

Sumpf, der ausgetrocknet werden

ausgeschaltet werden soll.

Die Internierungen sind Teil einer militärischen antisubversions­

strategie, um in der Krise des imperialistischen Weltsystems die

Loyalität der Bevölkerung der Metropolen faschistisch sicherzu­

stellen - eine militärisch gefaßte Reaktion gegen unbewaffneten

Widerstand, die jede politische Vermittlung ersticken sol~, weil

der Staat dem nichts an Legitimation entgegenzusetzen hat. Es ist

der Versuch, darüber die Entwicklung des Klassenantagonismus, die

Kontinnität des bewaffneten Kampfs zu brechen.

"Politische Gewalt mu.8als Teil eine Kontinuums gesehen werdenD,

ist in einer zentralen Schrift für die innere KriegsfÜhrung der

NATO-Staaten, dem 'isc-special-report' vom Mai 1975 festgehalten,

und weiter heißt es: Politische Gewalt muß gesehen werden "als

die scharfe Klinge eines breiten Prozesses der Enosion und ~t­

fremdung, die die Grundfesten der westlichen Gesellschaft aus-

höt;Len."

"
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Am 8. Tag war dann folg~=~:

Die Staatsanwaltschaft hat zur Beweisführung in diesem Ver­

fahren die~Erklärung der DPA-Besetzer, die diese über den

Fernschreiber hatten absetzen wollen, vorgelesen.

Danach hatten die Gefangenen die Möglichkeit eine Erkärupg

abzugeben:

In unserer Erklärung haben wir gesagt, daß die Aktion den

Staat als ganzes gemeint hatte. Wir wollen jetzt nicht auf

das Countergedröhne eingehen, daß nach den Rastern von Ver­

schwörungstheorien behauptet, wir hätten die Situation von

Werner und Karl-Heinz lediglich als Vorwand genommen.

In einer Entwicklung, in der die Vernichtung Gefangener aus

der Guerilla und anderer politischer Gefangener S Y S T E M

ist, und nicht nur System, sondern ihre Institutionalisierung

auch zentraler Operator für die strukturelle Etablierung des

.Faschismus, kann Kampf um Menschenrechte nur antiimperiaiis­

tisch geführt werden. Wenn ein System nur noch gesellschaft­

lichen Zerfall und Barbarei repräsentiert und reproduziert

und sich nur noch gewaltsam an der Macht halten kann, wenn

seine Ideologie bricht und nur noch durch psychologische

Kriegsführung ersetzt werden kann,

wenn Moral kriminell ist,

dann wird eine Intervention für die elementarsten Menschen­

rechte: den Schutz des Lebens von Gefangenen - zu einer hilf­

losen Geste, wenn sie sich nicht politisch, also antiimperi­

alistisch bestimmt, wird Demonstration von Ohnmacht, Unent­

schlossenheit, Schwache, und somit letztlich Bestätigung der

behaupteten Ewigkeit der herrschenden Gewalt.

Daß die Vernichtungshaft System ist und daß sie über die un­

mittelbare Vernichtung der Gefangenen aus der Guerilla hinaus

Funktion des gesamten faschistischen Projekts ist, werden wir

exemplarisch und in der ganzen:-.·Komplexitätaufzeigen, und

zwar mit! Fakten, die für jeden überprüfbar sind und die der

Staatsschutz und die:Agenturen der militarisierten Öffent­

lichkeit nur versuchen können zu unterdrücken und totzu­

schweigen.

Wir werden jetzt, um klarzumachen, was gegen die Gefangenen

aus der Guerilla und andere politische Gefangene läuft, die

Situation von Herbert Soffel schildern, und zwar vor allem

jetzt, weil er sich unmittelbar in Lebensgefahr befindet und

f
.\

wir nicht abstrakt Inhalte entwickeln wollen, 10sge18st Ton

der unmittelbaren Situation, die so in einem toten Konzept

ersticken würde.

Und es ist natürlich auch Ziel, daß ihr hier euch dazu was

einfallen laßt.

Nachdem die Freilassung von Werner erzwungen werden konnte,

werden noch zwei Genossen trotz Haftunfähigkeit gefangengehalten

Günther Sonnenberg und Herbert Soffel

Den Versuch, Günther in Totalisolation zwangsweise zur psy­

chiartrisieren, haben wir zusammen mit über 30 anderen Gefang­

enen mit einem Hunger- und Durststreik erstmal verhindern

und die Zusage durchsetzen können, daß Günther in den soge­

nannten Normalvollzug integriert wird. Inzwischen ist man

dabei, mit allen möglichen Terrormaßnahmen dies wieder zurück~

zudrehen~

Zur Situation von Günther sagen wir später was.

Herbert Soffel, wegen Mitgliedschaft im Ffm-Gefangenenrat

gefangen, ist seit seiner Verhaftung im August 1975 schwer

Magen- und Nierenkrank. Inzwischen geht es ihm aber, auf­

grund jahrelanger Isolationsfolter und der Weigerung des

Staatsschutzvollzugs, ärztliche Anordnung zu befolgen, so

dreckig, daß er nicbtmal mehr allein gehen kann. Er kotzt

jede feste Nahrung aus und selbst flüssige Nahrung kann er

nur mit Schwierigkeiten drin behalten. Er wiegt jetzt noch

53Kg, bei einer Körpergröße von 1,82m.

Anfang 1976 hat ein ärztlicher GutlIchter verlangt, daß Herberts

Haft ausgesetzt wird, weil eine chronische Vorsteherdrüsen­

und Nierenbeckenentzündung festgestellt wurde. Im gleichen

Jahr stellten zwei weitere Gutachter seine Haftunfähigkeit

fest; einer der Gutachter bezeichnete Herberts Ges~eits-·

zustand als akuten Notfall und verlangte seine sofortige Not­

einweisung in die Ffm-Uni-Klinik. Ende 1~77 stellte der

Röntgenologe Dr. Diekhoff bei Herbert fest, daß sein rechtes

NierenbeckenugröBer ist als sein linkes, daß sein. Harnleiter

einen Knick hat und im rechten Nierenbecken ein Rückstau be­

steht. Drei Monate später stellte der selbe Arzt bei ihm eine

Leber-Gallen-Affektion und ein Magengeschwür fegt. Im März 78

bescheinigte der Neurologe Prof. Schumacher , daß die perma­

nenten Kopfschmerzen, Schweißausbrüche, Magenbeschwerden und

Herzrythmusstörungen eine nervliche Antwortreaktion auf di.~
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Haftbedingungen sind.

Herbert wurde 2 Jahre und 4 1/2 Monate isoliert, davon in

Totalisolation über 2 Jahre. Die übrige Zeit ist er teil­

intergriert, d.h.~durch ein ganzes Spektrum von Sanktionen

werden ihm Möglichkeiten zur Kommunikation, die anderen Ge­

fangenen zur Verfügung stehen, verwehrt.

Im Laufe des Jahres 1978 hat sich Herberts Gesundheitszustand

noch weiter verschlechtert. Im Oktober stellt Prof.Dr. Frey

von der Uni-Klinik Meinz fest, daS Herbert' in einem Kranken­

haus außerhalb des Vollzugs behandelt werden müsse, damit über­

haupt eine Besserung eintreten kann. In einem Gutschten von

Prof. Frey heißt es, und natürlich sehr vorsichtig formuliert

:" Es kann nicht ausgeschlossen werden, daS der ganze<;Symptom­

komplex durch dieZE1nzelhaft in der Zeit vom 23.3.-25.8.1978..
verschlimmert worden ist.

Man muß hier noch sagen, daS Herbert die 2.Jahre und 4 1/2 Mon.

nicht dUrchgehend isoliert wurde, sondern marternden Wechseln

unterworfen wurde durch 14 malige Verlegung in einen anderen

Knast mit ständig veränderten Bedingungen zwischen Totaliso­

lation, Isolation mit ganz beschränkter Lockerung, oder Teil­

integration.

Aufgrund des letzten Gutachtens, das am 2.4.79 in der

Ffm.-Uni-Klinik erstellt wurde, und bei dem festgestellt wurde,

daß ~.er.innere Blutungen hat, wurde Herbert jetzt in das Knast­

krankenhaus Kassel verschleppt.

Kassel -das bedeutet/dem Degenhard, der diese Hölle leitet,

ausgeliefert sein. Die Zustände da ~ medizienisch unzuläng­

lich" zu nennen, wäre schon eine Verniedlichung. Es ist ein­

fach brutal und tierisch, obwohl Tiere nicht so behandelt
werden in unserem tierlieben Lande.

Viaie Gefangene weigern sich, trotz schwerer Krankheiten, die

dringend behandlungsbedürftig sind, nach Kassel verlegt zu

werden. Es ist ein Schlachthaus mit einem zynischen Sadisten

an der Spitz:a~

1973 hatte DegenhardAndreaswährend eines Hungerstreiks das

Wasser entzogen. Nach 9 Tagen, als Andreas schon blind war,

kam diese Ratte angekrochen und sagte:" Sie sind in 10 Std.

tot, oder sie trinken jetzt Milch."

Wir haben im Zusammenhang mit unserem Hungerstreik diese Ge­

waltmaschine mit seiner sadistischen Mannschaft auch schon am

eigenen Leibe erfahren. DaS Herbert ne Behandlung in Kassel

ablehnt, braucht wohl nicht weiter erklärt zu werden.

Seine Anwälte stellten nach den Gutachten sofort Anträge, daS

er von einem Arzt seines Vertrauens untersucht und in ein nor­

males Krankenhaus, außerhalbdes Vollzugs verlegt wird.

Beide Anträge sind von der Ffm-Staatsschutzkammer abgelehnt

worden, mit der Begründung, wenn er sich nicht in K~ssel be­

handein lassen will, hat er selber Schuld •.

Es ist das alte Muster: wer sich dem Terror und der Gewalt

des Staates nicht beugt, hat seinen Tot, Folter, Quälereien,

seine totale Entrechtlichung "selbstverschuldet". .
Die einzige Möglichkeit,für Herbert zu überleben, ist seine

Freilassung, zumindest eine sofortige Verlegung in ein nor­

males Krankenhaus.

Der Staatsschutzvollzug, ganz danach strukturiert und pro­

grammiert, politische Gefangene zu brechen und ihnen jedes

Lebensrecht abzusprechen, ist festgelegt in den Bahnen dieser

eiskalten Rationalität, die sich aus dem Projekt, Widerstand

zu liquidieren und die Totalität des Staates unbegrenzt

durchzusetzen,ergibt.

Ob Entscheidungen gefällt werden, die außerhalb dieser Bahnen

liegen, ob man die Freilassung von Günther und Herbert er­

zwingen kann,

ist die Frage an die Genossen draußen,

ob es euch gelingt, eine Front des unmittelbaren Schutzes

gegen den faschistischen Terror des Staates zu entwickeln,

also antifaschistischer Kampf als Minimum, die defensive

Kampflinie der Einheit des Widerstands, um die es geht.

Die Forderungen nach

Freilassung aller trotz Haftunfähigkeit gefangenen Genossen,

Freilassung von Günther und Herbert,

Schließung aller Vernichtungstrakts,

Schluß mit der Isolationsfolter und

Freilassung aller Internierten (werden sie nun als sog.

"Unterstützer" oder als militante AKW-Gegner gefangengehalten)J

sind Forderungen, deren existenzielle Bedeutung sich die Linke,

das ganze Spektrum des Widerstands bewußt machen muß.

Wir meinen, daß der DPA-Prozeß zu dem Moment gemacht werden

kann, über das so eine antifaschistische Bewegung eingeleitet

werden kann, als nen Kristallisationspunkt, an dem einfach
viele zusammenkommen.
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-BE\VElSA'IIfRA6 ~ur ~Clc.h •.~ten.s.per~ .•.
Wir beantragen

den Leiter des institute for the study of conflict (rSC?,

Bian Oroissier zu laden zum Beweis dafür

- daß die Medien der NATO-Staaten integrierter Bestandteil

der Antiguerilla-KriegsfÜhrung sind,

daß sie darin als Organe der psychologischen KriegsfÜhFUng

'Eroberung der Hirne und Herzen' wie es Beaufre Formulierte,

eine herJbrragende Funktion haben.

Er wi~ bestätigen

daß die Arbeiten seines Instituts richtungsweisenden Einfluß

auf die Politik der NATO-Staaten haben

- daß sein Institut die strategischen Linien aus der umfassen­

den Aufarbeitung der Erfahrungen imperialistischer Global­

politik entwickelt, und so als Orientierungspunkte in die

tägliche Politik der NATO-Staaten eingehen

daß die strategischen Hauptlinien des isc-special-reports

vom Mai 1975 in der BRD modellhaft verwirklicht wurden und

werden.

Nach dem isc-special-report ist die Rolle der Medien durch

folgende Richtlinien bestimmt:

"(Die Regierung) muß eine phantasievolle Erziehungskampagne ein­leiten, um die Öffentlichkeit von der Notwendigkeit bestimmter
Countermaßnahmen zu überzeugen, die später das Leben in Groß~
städten zum Stillstand bringen können und die zu Beginn einer
Kampagne nicht jedermann einleuchten werden."

Die psychologische KriegsfÜhrung ist integrierter Bestandteil
der AntiyGuerilla-KriegsfÜhrung und erhält aus diesem Gesamt­
zusammenhang ihre unmittelbare Bestimmung.

Zur koordinierten Planung des isc-special-reports:
"Das Angriffspotential der counteraction wird durch die nationalen
Polizeikräfte, durch die Geheimdienste für innere und äußere'
Sicherheit ••• gebildet werden; aber viele andere Regierungsstellen
werden damit befaßt sein. Das schließt lokale Polizeieinheiten

und Gendarmerie, Einwanderungsbehörden, Grenz- und Küstenwacht
und die offiziellen Nachrichtenagenturen ein •••
In jeder Anti-Terrormstenkampagen ist es in höchstem Maße wün­
schenswert,daß es eine einzige Behörde gibt, die einem Minister
oder einem Premierminister oder Staatschef verantwortlich ist,
und die Macht hat eine beschlossene Strategie für alle damit
befaßten Stellen verbindlich zu machen. Wenn das aus politischen
oder verfassungsrechtlichen Gründen unmöglich ist, sollte es
zumindest eine gemeinschaftlich vereinbarte Strategie geben ••.•"
Diese Strategie wird für die psychologische KriegsfÜhrung wie
folgt umrissen:
"Unbehagen in der Öffentlichkeit eines demokratischen Landes
muß mit angemessener Publizität für die Notwendigkeit von
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Wir. fänden es richtig, wenn ihr euch jetzt draußen irgendwo

zusammensetzt und überlegt, was konkret und unmittelbar, aber

auch weiter dann, für Herbert gemacht werden kann.

•



C~untemaßnahmen~beschwichtigt werden, sodai3 die psychologi- 
schen Mittel tqd Taktiken, die von Terroristen angewandt 
werden sowie ihr, Ziels äie Unterstützung der Regierung durch 
das Volk zu sabotieren, vollkommen durchschaut werden 
können. 
Es ist die Pflicht derer, die die Offentlichkeit gegen die 
Bewaffneten und Bombenleger schützen wollen, die Zusammen- 
arbeit mit den Medienleuten zu suchen, mit dem Ziel einer 
fairen Darstellung der Notwendigkeit von CountermaSnahmen 
im Interesse der Allgemeinheit. 
Westdeutsches und britisches Fernsehen haben Sendungen Über 
Kriminalfalle, in denen die Off entlichkeit zur Zusammenarbeit 
mit der Polizei aufgefordert wird. Das hat sich als erfolgreiches 1 
Konzept erwiesen und konnte auf die Zusammenarbeit gegen den 
Terrorismus ausgedehnt werden. ... 

" 6. PS cholo~ische Krie~sführun . Der Kampf gegen den Qerrorismus 
ist pzimär ein Kampf ums BeraBfsein (for minds - für Meinungen, 
Ansichten). Es gibt eine Vielzahl von Schriften, in denen der 
Terrorismus theoretisch gerechtfertigt wird, bis hin zur di- 
rekten Aufhetzung zur Gewaltanvendung in der lUntergrundl-Presse. 
Viel effektiver jedoch sind propagandistische Versuche, die 
Sicherheitsbehörden wie 2.B. in Nordirland mit Anklagen wie . 
'Folter', Brutalitäten bei Razzien und Mord an unschuldigen 

I 

Zivilpersonen zu diskreditieren. Die wirkungsvollste Antwort 
auf diese Sorte von Propagandaangriffen ist 
l.die Offentlichkeit mit der Darstellung der ständigen Lebens- C 
gefahr und ded StS1 eines Soldaten oder Polizisten in einer 
Situation endemischer Gewalt zu konfrontieran und 

2 . e  eine entsprechende Aufklärung über die von Terroristen 
angewandten Techniken zu sorgen. Die Berichte britischer 

. Zeitungen über die Unterschlagung von 'enteignetem' Besitz 
durch IRA-Chefs in Nordirland z.B. war äußerst wirkungsvoll. 

So vermittelt jede glaubwürdige Nachricht Anhaltspunkte für 
einen Zwangsterrorismus, wie die Knieschüsse der IRA für die, 
die ihren Befehlen nicht gehorchen. Die Techniken der psycho- 
logischen Kriegsführung müssen immer den Zmelgruppen entsprechend 
gweihlt werden. Argumente zur Moral der Gewalt werden viel- 
leicht in England oder Westdeutschland schnell akzeptiert, 
werden aber keine Wirkung in einem katholischen Ghetto wie 
Ardoyiie haben, das eine Rekrutierungsquelle für Terroristen 
ist oaer in der Kolonie arabischer Gastarbeiter in Frank- 
fart. 

Auf dieser Ebene müssen die Sicherheitsbehörden erfinderisch 
sein: z.B. müssen sie Rivalitäten pnd Korruption in4 der Führung 
der Terroristen Öffentlich machen. 

Daß diese militärstrategische Funktionsbestimmung der Medien in 
der BRD reale Formen angenommen hat und in gezielten Kampagnen 
umgesetzt wird, werden die folgenden Zeugen, die zu laden sind, 
bestätigen. 
Folgende Zeugen sind zu laden: "1 Regierungssprecher Bölling 

Generalbundesanwalt 'Rebmann 
J. Vorsitzenden der Bundestagsmedienkodssion 
4.) Vorsitzenden der Bundespressekonferenz, Ernst Ney 
5.) Vorsitzenden der ARD, Hess 
6.) Intendant des ZDF, von Haso 
7.) Chefredaktuer von DPA 
8. j ~ h e f  &d:kteur v:n DDD 
Q - )  der "Welt" 
30: 11 n ttFÄz" 
11.) I# " der "SZ" 
12.) II der "FR" 

13.) II " der "WAZ" 
14.) I1 " der "Bild" 
15.) 11 der"Mopon IiH 
16.) n " dem "Berl. Tagesspie el" 
17.) n " der "Stuttg. Zeitung fi 
18.) I1 " dem 'Spiegel" 
19.) I1 " dem "Stern" 
20.) 11 'I der "Zeit" 
21. ) 11 " der "Quick" 
22. Journalist Gunther Hofmann ("Zeit") 
2). 1Chefred:kteur vom "Berl. Extradienst" , Gugomos 
24. ) von "Konkrett1, Gremlitza 
25.)Vorsitzenden des deutschen Presserates 
26.)Mitglied des Bundesvorstands der. deutschen Journalisten- 

union in der DRUPA (dJU), Emil Carlobach 
zum Beweis dafür, daß 
a)die westdeutschen Medien im Herbst'77 von der Bundesregierung 
aufgefordert wurden, sich bei Information und Berichterstattung 
über den Kampf der RAF an die von der Bundesregierung und den 
Sqicherheitsorganen herausgegebenen Richtlinien und Informations- 
material zu halten. 
Als Belegmaterial verlesen wir hier das Schreiben des Regienings- 
sprechers Bölling vom 8.9.77 an die Chefredakteure von Presse, 
Rundfunk, Fernsehen und Nachrichtenagenturen: 
"Sehr geehrter Herr Chefredakteur, 
mit dem Vorsitzenden der ARD, Herrn Hess, mit dem Intendanten des 
ZDF, Herrn V. Haso und den Chefredakteuren der deutschen Presse- 
agentur und des deutschen Depeschendienstes habe ich heute morgen 
verabredet, da8 die Rundfunk- U. Fernsehanstalten und die beiden 
deutschen Agenturen in der Berichterstattung über die Entführung 
von dr. hanns martin schleyer mit größter Behutsamkeit vorgehen 
und Nachrichten, die tatsächlich oder dem Anschein nach von den 
Terroristen oder ihren Helfern stammen, erst nach Konsultationen 
mit der Bundesre~ierun~ verwenden wollen. 
ich darf sie aus Gründen, die ich ihnen nicht weiter zu erläutern 
brauche, dringlich darum bitten, in ihrer Berichterstattung 
nichts zu tun, was die ~nstrengÜn~en der ~icherheitsor~ane-des 
Bundes in irgend einer Weise beeinträchtigen und dazu beitragen 
könnte, die Gefahrenlage zu verschärfen. 
Wenn ihnen Nachrichten auf den Redaktionstisch kommen, bei denen 
sie im Zweifel sind, ob deren Veröffentlichung unter die von mir 
beschriebenen Kriterien fallen, möchte ich sie bitten, sich mit 
dem Pressereferat des Bundesinnenministeriums in Verbindung zu 
setzen. 



-33- 
Das Pressereferat erreichen sie unter den Telefonnummern 
02221-785203 oder 785206, die Herren Reuter und Wollmann 
stehen ihnen jederzeit zur Verfügung. 
Ich bin sicher, daß sie für diese Uberlegungen, die ich ihaen 
im Auftrag der Bundesregierung vorstelle, Verständnis haben 
werden. 
Mit vorzüglicher Hochachtun@;/Klaus Bölling/Stnatssekretär/ 
Chef des Bundespresse- und Informationsamtes. 
Als weiteres Dokument für die militärische Gleichschaltung 
der Medien verlesen wir das Fernschreiben, das der deutsche 
Presserat den Presseagenturen dpa und(adp am 8.9.77 über- 
mittelte: 
"Appell des Presserates an die Presse, 
im Zusammenhang mit der erpresserischen Entführung des BDA- 
und BDI-Prasidenten dr. hanns martin schleyer erinnert der 
Sprecher des deutschen Presserates, Chefredakteur Werner Hill 
Speyes, an die Resolution des Presserates zur Presseberichter- le 
stattung über den erpresserischen Menschenraub. Er bittet die 
Redaktionen der publizistischen Medien, bei der Berichterstattung 
Burückhaltung zu üben, ohne die grundsätzliche Informations- 
pflicht zu vernachlässigen. Insbesondere sollten Einzelheiten 
überkaufende Fahndungen und von Krisenstäben eingeleitete Maß- 
nahmen möglichst nur nach Rücksprache mit dem Pressereferat des 
Bundesinnenministeriums (Te1 ...., Telex 08-86 664 oder 08-86 896) 
veröffentlicht und unangemessen sensationelle oder detaillierte 
Darstellungen, die die Arbeit der Ermittlungsbehörden beein- 
trächtigen, vermieden werden. Unter Bezugnahme auf die Resolution 
des Presserates V. 1.7.1977 bittet der Sprecher des Presserates ' 
die Redaktionen, die Maßnahmen der Polizei- und Sicherheits- 
Organe zu unterstützen. 
Wenn die Redaktionen Erkundigungen einholen wollen, wie Nach- C ?  

richten unter obigen Kriterien zu bewerten sind, können sie sich C 
auch in diesem Fall an das Pressereferat des Bundesinnenministe- 
rinms wenden. 
Das Bundespresseamt ist nur zuständig für die technische über- 
mittlung von Nachrichten, nicht aber für Auskünfte." 
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Am 15.9.77 richtete Regierungssprecher Bölling folgendes Fern- 
schreiben an die Chefredakteure von Presse, Rundfunk, Fernsehen 
und Nachrichtenagenturen: 
"Der Bundeskanzler hat heute im deutschen Bundestag den Redaktionen 
für 'ein hohes Maß an Zurückhaltung und Kooperationsbereitschaft' 
gedankt, die in den meisten Fällen auch geleistet worden sei. 
In der Bundespressekonferenz wies der Leiter des Bonner DPA- 
büros darauf hin, daß man wegen ständiger Kundenanfragen in einer 
schwierigen Lage sei. Darauf habe ich geantwortet, daß die Inter- 
essenlage, die Interessen des Betroffenen, die Interessen derer, 
die sich um eine Lösung bemühen, unverändert seien. 
Natürlich spüren auch wir, daß die Ungeduld in den Redaktionen 
zunimmt, weil da und dort Details veröffentlicht werden, die - 
fast immer falsch oder ungenau - illustrieren, daß unsere Bitte 
um Behutsamkeit gelegentlich in einer Weise behandelt wird, die 
die Bemühungen des Bundeskriminalamts erschwert, ohne daß es die 
Autoren vielleicht selber bemerken. 
Nun scheint es, daß die Redaktionspolitik der Zurückhaltung, zu 
der sie sich freiwillig verstanden haben, nach neun Tagen - so I 
sagen mir einige Bonner Korrespondenten - auch Kritiker findet. 
Es ist mir einsichtig, daß sie, indem sie der Linie der Selbst- 
beschränkung folgen, gegenüber jenen ins Hintertreffen geraten, 
die von dieser Linie abweichen. 

geben. Wir alle wissen, wie sehr es den Terroristen auf Publizität 

ankommt und da5 sie Presse, Rundfunk und Fernsehen instrumental 
für ihre Zwecke zu nutzen versuchen. Bitte helfen sie uns dabei, 
diese Intentionen der Entführer zu durchkreuzen. 
mfg/Klaus Böllin@;/ Chef des Bundespresse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung." 
Die Zeugen werden weiterhin bestätigen, daß 
b)diese freiwillige und umfassende Einfügung der Medien-in die 
Strategie tioniert hat, und Taktik der Sicherheitsorgane weitgehend funk- 

daß 
c)gezielte Falschmeldungen zur Desinformation in die Medien 
lanciert wurden, * 
daß 
&)dieses Zusammenspiel zwischen Medien und Sicherheitsorganen 
keineswegs erst seit der Gefangennahme von schleyer funktioniert, 
daß vielmehr seit der Existenz der RAF sich die Medien über 
informelle Absprachen und institutionalisierte Kanäle des 
Flusses von Staatsschutzmeldungen einfügen in die staatliche 
counterstrategie mit dem Ziel, die RAF zu diskreditierem, 
sie zu isolieren, die Loyalität der Bevölkerung zu sichern 
dafür insbesondere gezielte Kampagnen zu inszenieren, um 
Ängste und Aggressionen gegen die RAF zu mobilisieren, um 
Vertrauenseinbrüche zum Staat zu klammern und mit dem Ziel, 
militärische Counteraktionen propagandistisch abzusichern, 

daß 
e) die Medien 8afür nicht nur bestimmbe Informationen, sondern 
ganze Artikel und Artikelserien, sowie Rundfunk- und Fernseh- 
sendungen von den Staatsschutzbehörden und Geheimdiensten 
übernehmen, 

f) die an den Gerichten in Karlsruhe stationierten 'Journalisten 
im März 76 aufge:ordert wurden, sich bei der Berichterstattung 
übernTerrorismus an die Richtlinien zu halten, die von den 
staatlichen Stellen aufgegeben worden sind, 

daß 

g) es die informelle Absprache zwischen den Medien und Staats- 
schutzorganen gibt, über die Haftbedingungen und Hungerstreiks 
der Gefangenen aus der RAF nicht oder nur nach staatlichen 
Verlautbarungen zu informieren, 

daß 

h) seit den Prozessen gegen die Gefangenen aus der W, insbe- 
sondere dem Stammheimer Verfahren gegen Ulrike, Andreas, Gudrun 
und Jan, es eine informelle Ubereinkunft zwischen den Verant- 
wortlichen und zuständigen der Medien und denen der staatlichen 
Stellen gibt, sich bei der Prozeßberichterstattung an die 
Informationen der Justiz - und Sicherheitsorgane zu halten, 
insbesondere die Presseerklärungen, Pressekonferenzen und 
Prozeßerklärbungen der Verteidiger der politischen Gefangenen und 
die politischen Erklärungen der Gefangenen totzuschweigen, 



daE 
i) der Presserat umfassende Richtlinien für die Berichterstatter 
verabschiedet hat, die bis ins Detail einzelner Sprachregelun- 
gen gehen, die von den Counterinsurgency-Stäben erarbeitet 
Yurden, 

daE 
j) in den vergangenen Jahren eine Reihe von internationalen 
kongressen stattgefunden haben, so z.B. vom internationalen 
Presseinstitut, auf denen Richtlinien für die Medien im Rahmen I 
der Anti-Guerilla-Kriegführmng ausgearbeitet wurden, 

I 

dai3 
k) es insbesondere nach der Gefangennahme des Berliner CDU- I i f  
Chefs Lorenz zu einer institutionalisierung der Zusammenarbeit 1 
zwischen Medien und Staatsschutz gekommen ist, 
daß nach dieser Befreiungsaktion ein Medienkommission des 1 
Bundestages eingerichtet wurde, in der die Medien, die Parteien 
und die Sicherheitsorgane vertreten sind und sich über die 
Zusammenarbeit zvischen Medien und Repressionsapparaten 

I 
in der Antiguerillakriegführung verständigen, 
daß im Zusammenhang mit dem Stammheimer Prozess es zur Ein- 
richtung der ständigen Justizpressekonferenz in Karlsruhe 
gekommen ist,in der eine ausgewählte Anzahl von Staatsschutz- 
journalisten von der Bundesanwaltschaft Informationen zuge- 
spielt bekommen, mit denen die psychologische Krhbgsführung 
gefüttert und dirigiert wird gegen die W, gegen die Gefangenen 
aus der W und gegen ihre Verteidiger, 

daß 

1) die Militarisierung der Medien im Herbst 77 nicht nur .t 
einfach der Höhepunkt längst existierender Prakkiken war, sondern 
eine neue Qualität in dieser Entwicklung, die die Bundesregierung 
mit der Einrichtung eines sogenannten 'Kontaktgremiums' insti- 
tukionalisieren will. Nach Böllings Vorstellungen soll es die 
Aufgabe dieser Institution sein, 'die vertrauensvolle Zusammen- 
arbeit zwischen Medien der Bundesregierung und dem Fahndungs- 
apparat 'herzustellen. (FR, 5.11.78) 

1 
I 

daß 1 
m)auch wenn dieses Gremium im Moment bei den Medien größten- 
teils auf Ablehnung-stoßt, aufgrund der zu offensichtlichen 
Komplicenschaft, besteht zwischen den Medien und Staat eine 
Informationsfluß-Struktur, die eine weitgehende Gleichschaltung 
sicherstellt. Dazu schreibt Gunther Hofmann in der 'Zeit' 
(30.9.77): 'Seit langem gibt es in Bonn eine festverwurzelte 
Kumpane1 zwischen Presse und Politik - seit Adenauers Zeiten. 
Die verflechtung ist wechselseitig, auch die Gewöhnung an 
Fragwürdiges. Auf der einen Seite wird oft erwartet, daß die 
Regierenden mit Nachrichten aufwarten, auf der anderen Seite 
werden gute Informationen oft mit Stillschweigen bezahlt: 
Wer viel weiß, hat wenig zu schreiben, Diskretion ist Ehren- 
sache ' . 

I 

Daß zu dieser 'Kumpanei1, wie Hofmann das beschönigend nennt, 
eine enge, direkte Verfilzung mit den Geheimdiensten dazukommt, 
werden die folgenden Zeugen bestätigen: 

Es sind zu laden I 

1.) der Chef des amerikanischen Geheimdienstes cia, Turner . ', i 
2.) der ehemalige cia-'clydestine operation officier', 

Philipp agee 

3.) der Chef des Bundeskriminalamtes, Herold , I 
4; ) der Chef des Verfassungsschutzes, Meier 

1 

5.) der ehemalige Chef des Bundesnachrichtendienstes, Wessel 

6.) der Chef des militärischen Abschirmdienstes 

7.) der jetzige Ffm-Bürgermeister, Wallmann, in seiner 
früheren Funktion als Vorsitzender des Guillaume-Ausschusses 

8.) der SPD-Bundestagsabgeordnate Sperling, ebenfalls in seiner 
früheren Funktion als Mitglied des Guillaume-Ausschusses I 

9.) der SPD-Bundestagsabgeordnete Dr. Arnd, in seiner früheren 
Funktion als Mitglied des Guillaume-Ausschusses 

10.) der ehemalige BND-Chef Gehlen 

11.) der ehemalige BNB-Agent Kurt Weiß 

12.) ein für die ErkeMtnisgewiMung über die Zusammenarbeit 
zwischen Geheimdiensten und BRD-Medien zuständiger Beamter des 

DDR-Staatssicherheitsdienstes 

13.) Detlev Becker, Verlagsdirektor und Redagteur des 
'Spiegel'. 

Aus den Aussagen dieser Zeugen wird sich ergeben 
aal3 

a) hunderte von ausländischen Jounalisten in allen Teilen 
der Welt Mitarbeiter und Agenten des amerikanischen Ge- 
heimdienstes CIA sind 

die CIA vor allem selbstfabrizierte und desinformierende 
Meldungen und Kommentare in ausländische Presseorgane ge- 
pflanzt hat und plant*, 

daß 

die CIA außerdem zahlreiche Zeitungen und Jounalisten im 
Ausland finanziert, 



die CU-Jounaille in der BRD am stärksten vertreten ist und 
der Yashingtoner Zentrale als Teil ihres geheimdienstlichen 
Beschaffungsapparates und als politisches Führungsinstrument 
dient in das von Fall zu Fall auch Staatsgeheimnisse gespeißt 
wurden, um ganze Regierungen im Sinne des US-Imperialismus 
zu erpressen, 

daß 

ein Schwerpunkt der CIA-Journaille ist, oppositionelle Be- 
wegungen zu diskreditieren, insbesondere den bewaffnet 
kämpfenden Teil des Widerstands, 

daß 

die CIA auch nach Bekanntwerden dieser Tatsachen durch aus- 
sagen von aktiven und ehemaligen CIA-Agenten vor einem 
USISenatsausschuss auch weiterhin diese Praktiken beibehalten 
hat, 

daß 

" jede CIA-Station einen oder mehrere Jounalisten (bezahlt), 
die einen regelrechten Vertrag mit der CIA baschließen. Sie 
liefern dafür als authentische Meldungen getarnte CIA-Nach- 
richten an Agenturen und große Zeitungen. Kronkret sieht'das 
so aus: 
von einer CIA-Einheit wird über Fernschreiber ein fihgierter 
oder frisierter Bericht an die örtlichen CIA-Agenten über- 
mittelt, die für die Propaganda zuständig sind, dieser for- 
muliert daraus eine fertige Meldung und gibt sie an den CIA- 
Kontaktjounalisten weiter. Dieser bringt sie dann in seiner 
Zeitung unter. Ist die Nachricht erst einmal erschienen, wird 
sie dann wieder von anderen Propagandaagenturen aufgegriffen 
und mit Angabe der Zeitung als glaubhafte Quelle weltweit ver- 
breitet." (Phil. Agee, ID 110, 31.1.1976) 

b) daß 

in so gut wie jeder bürgerlichen Zeitung Redakteure und 
Jounalisten beschäftigt sind, die ständig oder punktuell 
bezahlt für den Bundesnachrichtendienst tätig waren und/ 
oder sind. 
1972 kursierte in Bonn eine Liste mit Namen von etwa 60 

politischen Jounalisten, die vom BND Informanten-Hornorar 
kassiert hatten. Keine der bürgerlichen Zeitungen wollte die 
Liste publizieren - so gut wie jede war mit mindestens ei- 
nem Redakteur darauf vertreten.... rechnet man zu den jouna- 
listischen V-Männern vom BND und CIA jetzt noch die des 
Bundesverfassungsamtes und der Länderämter für Verfassungs- 
schutz, des MAD und der wichtigsten westeuropäischen Dienste 
kann man sich in etwa vorstellen, wie es in den Redaktionen 
unserer großen Zeitungen, ZeitschriSten und Magazine, unserer 
Funk-und Fernsehanstalten aussieht. 
(Hermann L. Gremlitza, Redakteur von "Konkret"! ) 
Ebenso wurde vor dem Guillaume-Untersuchungsausschuß die Zu- 
sammenarbeit zwischen BND und Jounalisten durch die Aussagen 
von dem ehemaligen BND-Chef Gehlen tnd dem BND-Agenten Kurt 
Weiß bestätigt, KurtnWeiß wörtlich: wir haben die Presse 
sozusagen gesteuert. Weiterhin sagte Kurt Weiß aus, daß nicht 
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nur der Informationsfluß vom BND zu den Medien ging, sondern 
daß Jounalisten, vor allem Bonner Korrespondenten, als Nach- 
richtenlieferanten angeheuert werden. 
Der ehemalige Kanzleramtschef und BND-Dienstherr Horst Ehmke 
SPD, sagte wörtlich:" es gab regelmäßige Geldlejgtungen an 
Presseangehörige,----deren Gegenleistung jedenfalls nicht auf 
dem Gebiet der Auslandsaufklärung lag." 
Im "Stern" wurde die zahl der durch den BND angeworbenen 
Jounalisten ebenfalls mit 60 angegeben. Weiter heißt es 
dort, daß "Chefredakteure, Korrespondenten, Rundfukstars,... 
ehrenamtlich oder für ein monatliches steuerfreies Zubrot 
zwischen 500,--DM und gelegentlich mehreren tausend Mark..." 
für den BND tätig waren. 

C )  daß , 
u.a. der Verlagdirektor und Redakteur des "Spiegeln, 
Hans D. Becker seit jahrzehnten mit dem BND zusammenarbeitet. 
Uber die Zusammenarbeit des SpiegeltHerausgeber Rudolf Aug- 
stein und Bans D. Becker mit dem BND liegen detallierte Aus- 
sagen des ehemaligen BND.Agenten Kurt Weiß vor, die er vor dem 
Guillaume-Ausschuß machte. 
Gremlitzen, der selbst beim "Spiegeln längere Zeit gearbeitet 
hat, schreibt zur Beziehung von Becker zum BND: 
Hans D. Becker, der Verlagsdirektor des "Spiegel", hat sich 

geweigert, auf den Vorwurf der DDR-Regierung, er sei ein 
BND-Agent, überhaupt zu antworten. Diese Behauptung spreche 
für sich. Tut sie das? 
Vor Jahren war Becker der meistgenannte Kandidat für die 
Präsidentschaft eines bundesdeutschen Geheimdienstes. Die 
Sache scheiterte damals daran, daß Becker zunächst die Leitung 
von BND, Verfassungsschutz und MAD in einer Spitze vereint 
sehen wollte. Hatte sich Becker für die BND Kaadiaatnr durch 
die Einführung des EDV im "Spiegel-Verlagn qualifiziert? 
Zu meiner "Spiegel" Zeit jedenfalls wurde keine den BND be- 
treffende Geschichte ins Blatt geruckt, ohne da$ der Autor - 
wie selbstverständlich - zuerst mit dem Verlagsdirektor Kon- 
takt aufgenommen hätte. 
Zu den Informationen über die Begiehungen zwischen Becker und 
dem BND, die die DDR-Medien veröffentlichten, nachdem der 
"Spiegel" nach typischem Geheimdienstmuster der psychologischen 
Kriegsführung ein angebliches von einer SEDIOpposition 
stammendes "Manifest" veröffentlicht hatte, 
schreibt die FR 9.1.78 
"Der Verlagdirektor des "Spiegel", Hans Detlef Becker, wird 
in der Meldung als "seit jahrzehnten Agent des BNS und wil- 
liges Werkzeug des BRD-Geheimdienstes bei der Durchführung 
derartiger schmutziger Aktionen" hingestellt ... nach der 
Meldung habe sich Becker " in der Vergangenheit mit dem 
ersten Chef des BND, dem ehemaligen Hitlergeneral Gehlen, in 
dessen konspirativer Wohnung in München, sokie mit anderen 
leitenden BND-Mitarbeiternn getroffen. Er gelte als "ver- 
längerter Arm des BND im "Spiegelt1. Für seine Erfahrungen 
im Schmutz imperialistischer Spionage, besonders bei der 
Organisation und Durchführung subversiver Aktivitäten" 
(gegen die sozialistischen Staaten) habe der "Spiegeln-Ver- 
lagsdirektor hohe Schmiergelder erhalten. In der DDR-Meldung 
wird weiter behauptet, Becker sei bereits im Spionageapparat 
Bitlers tätig gewesen, als "Angehöriger der Funk-Spionage 
der Nazi-Wehrmacht im Amt Auslanä/Abwehrtt. 
Beckezs Agententätigkeit habe auch zur "Verhaftuna.arausamen -.- 
Foltenin en N d  Ermosdung von Angehöri en d n  internationalen 
antlfasc%lstlschen ~lderstandsorg-ganlsa%lon Rote Kapellen 



ge*rührt. Dafür sei ~ecker von seinen "faschistischen Auftrag- 
gebern hoch dokoriertnvorden. Er sei später in den Dienst 
des Bundesnachrich~endienstes getreten und habe, wie es in der 
DDR-Meldung heißt, von Anfang an als Vertrauter Gehlens" 
gegolten. Er habe unter dessen Präsidentschaft 'auch manchen 
persönlichen Auftrag des Hitlergenerals und Spionagechefs 
erfüllt."" , 

d) Die zu ladenden Chefs des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 
des Bundeskriminalamtes und des militärischen Abschirmdien- 
stes werden bestätigen, 

daß 

mit umfangreichen Kontakten zu den Medien dem Bundesnachrichten- 
dienst in keiner Weise nachstehen, 

die Einführung der Medien in die imperialistische Kriegs- 
führung, insbesondere in ihrer unmittelbar konterrevolutio- 
nären Zielsetzung, ihre enge Kooperation mit Staatsschutz 
und Geheimdiensten und der engen personellen Verfilzung, grö- 
ßtenteils ohne staatlichen Zwang läuft, sondern vielmehr 
aus einem Selbstverständnis als Staatsschutzorgane, wird ver- 
ständlich, wenn man die Entstehungsgeschichte der Medien 
der BRD kennt. In einem Interview führEPhillip Agee, ehe- 
maliger "Clandestine Operation Officer" der CIA aus: 
"seit dem 2. Weltkrieg ist es das Ziel der US8Politik die 
Kohärenz der westlichen Welt unter Führung Amerikas sicher- 
zustellen, dem sind die CIA-Aktivitäten untergeordnet. 
Dazu mußten im großen Maße antikommunistische amerikafreund- 
liche Regierungen errichtet werden, dazu mußten oppositio- 
nelle Bewegungen diskreditiert werden und zerstört werden... 
darauf wurde auf allen Ebenen hingearbeitet." 
So war die Funktionsbestimmung der Medien, deren Aufbau voll- 
ständig unter militärischer und geheimdienstlicher Kontrolle 
der Besatzungsmächte lief, eindeutig festgelegt. Nach dem 
Buch über die CIA von Marchetti und Marks, ebenfalls zwei 
ehemalige CIA-Agenten schreibt Jörg Andreas Elten im "Stern" 
26/1974 
I' in jener Zeit, als der kalte Krieg seinem Höhepunkt zustreb- 
te, konnten in der amerikanisch besetzten Zone Deutschlands 
kaum ein Politiker, Gewerkschaftler oder Wirtschaftsmanager 
Karriere machen, wenn er nicht vorher durch das CIA-Sieb ge- 
gangen war. CIA-AGenten entschieden darüber,welche Personen 
Zeitungs- und Filmlizenzen erhielten und sie förderten den Auf- 
stieg von Nachmchspolitikern aller antikommunistischer Par- 
teien. " 
Antikommunismus und Funktion für die US-Strategie waren die 
uneingeschränkten Kriterien, nach denen der Aufbau der West- 
deutschen Medien, ihrs strukturelle und personelle Ausrich- 
tung vollzogen wurden. 

Folgende Zeugen sind zu laden: . 
1.) Phillip Agee, 12 Jahre lang "Clandestine Operation Officern 

der CIA 

2.) der ehemalige ~I~lAgent Marchetti . - 
3. ) der ehemalige CIA-Agent Marks 

4.) Gary P. Ihomas, ehemaliger 'Military Intelligence Coor- 
dinator" im Militärgeheimdienst, später beim 
"430th Military Intelligence Detachment, 66th Milita,ry 
Inteiligence Group" in Deutschland tätig, danach: 
Verpflichtung zum "Detachment E.574th MI Detachment, 
525th Military Intelligence Groupn 

5.) K Barton Osborn, ehemaliger "Case Officer" im "US-Army 
Inteiligence and Security Corpsn, danach Berater bei der 
CIA Agent Motivation Operationn 

6.) ninslow Pock, ehemaliger Nachrichtenanalysator für die 
National Security Agencyn in der USILuftwaffe 

7.) Harald Hunritz, Autor des Buches:" Die Stunde Null der 
deutschen Pressen 

8.) Reinhart Grenner, Autor des Buches:" Lizenzpresse - 
Auftrag und Enden 

9.) Die Autoren des Buches:" Der erzwungene Kapitalismusn, 
Schmidt und Fichter 

zum Beweis dafür 

daß 

die amerikanischen Geheimdienste nach 1943 die institutionelle 
Rekonstrtlktion in Westdeutschland kontrolliert haben 

daß 

. die amerikanischen Geheimdienste als sogenannte "Covort Actionn 
die Machtinstitutionen der BRD unterwandert haben und sie zu 
manipulieren, um unmittelbar oder mittelbar Einfluß auf die 
Innen- und Außenpolitik der Bundesregierung bis hin zu ihrer 
personellen Zusammensetzung nehmen zu k ö ~ e n  

daß 

von dieser "Covert Aktionn insbesondere folgende Instituti- 
onen betroffen waren und sind: 
politische Parteien und Regierungsstellen, das Militär und 
die Geheimdienste, Gewerkschaften, Jungend- und Studenten- 
organisationen, Berufs- und Kulturgesellschaften und die 
öffentlichen Medien. 

Insbesondere verden sie aussagen 



die psychological warfare division mit der Besetzung Deutsch- 
lands nach den Weisungen des Pentagons in der US-Zone den 
ganzen Kontroll- und Propagandaapparat der Nazis übernahm, 
wie er unterm Reichskulturamt organisiert war, 
einschließlich seiner geheimdienstlichen Karteien von der 
Gesamtbevölkerung, um ihn für die US-Stragie funktionsgerecht 
zu übernehmen, 

daß I 
sämtliche öffentlichen Verlautbamngen, die in der ersten Zeit 
ausschließlich von US-Militär-Propagandaeinheiten herausgegeben 
wurden, sich streng an die Direktive der psychological warfare 
division zu halten hatten, 
die hieß: 
'die jräzt vorherrschende Stimmung einer passiven Anpassung 
und der Hinnahme aller Befehle ist aufrechtzuerhalten und 
zu vertiefen'. 

daß 1 
also das ganze Medienprogramm der uS-Besetzungsmacht vom ersten 
Moment an auf eine umfassende Entpolitisierung der Bevölkerung 
zielte 

mit Hilfe eines schrittweisen und streng kontrollierten 
~bergangssystems der Medien an deutsche Verleger, die 
Funktionalität für die US-Strategie bei einer äußeren Unab- 
hängigkeit gesichert werden konnte. 
so wurden im Rahmen des Lizenzvergabeverfahrens, die Antrag- 
steller, einschließlich der vorgeschlagenen leitenden 
Verlagsangestellten, Chefredakteure, leitenden Redakteure 
und anderen irgendwie maßgeblich vorgesehenen Funktionsträgern 
zuerst anhand der Zentralkartei in Berlin überprüft. 
Danach wurden die durchgekommenen Kandidaten vom 'sreening 
center', dem Durchleuchtungszentrum, geprüft, d.h., sie 
wurden politischen und psychatrischen Tests und Untersuchungen 
unterworfen. 
Um eine Vorstellung für die Aussiebquote zu geben, sei hier 
beispielhaft Bayern genannt, wo von 2000 Kandidaten nur 39 
Lizenzträger für 21 Zeitungen herausselektiert wurden. . 
Die pwd-Direktive Nr.2 lautete: 
"...die Lizenzträner werden die Interpreten alliierter - 
Zielsetzung sein.. ." 
Die Lizenzträger mrden einer Konf;rolle nach der Herausgabe 
der jeweiligen Zeitung durch das scrunity board' unterworfen, 
das wöchentlich Analysen über die Berichterstattung jeder 
Zeitung anfertigte und diese an die Information controll 
Division schickte, als auch aus erzieherischen oder besser: 
'disziplinierenden Gründen an die Lizenzträger, versehen mit 
Lob und Tadel. 

in der Hinterhand dieses Systems der Nachzensur sta& ein 
Strafregister, das von schriftlichen und mündlichen Ver- 
warnungen über ökonomische Zwangsmittel, wie finanzielle 

Rücklagenverpflichtungen, Kreditverweigerungen und Werbeanzeigen- 
Boykott, bis hin au Papierkürzungen, zeitweiligen Erscheinungs- 
verboten und gänzlichem Lizenzentzug reichte. 

I 

Die Zeugen werden bestätigen, 
daß 

das System der ~achzensur mit dem drohenden Sanktionsregister 
in den Medien, die von speziell US-genehm Ausgewählten 
getragen wurden, von anfang an die Institution der Selbst- 
Zensur verankert hat. I 
Die personelle Auslese wurde auch bei den Journalisten 
betrieben. Die information controll division und die s 

Geheimdienstinstanzen wählten von 1700 Kandidaten für den ersten 
Kursus der Münchener Journalistenschule 20 Lehrgangsteilnehmer 
aus. 

Die Beendigung der L!zenzpresse wurde von der US-Militär- 
bestzungs-Regierung an die Bedingung geknüpft, daE die einzelnen 
Länbrregierungen Pressegesetze ausarbeiteten, die sich an den 
ilichtlinien der US-Militärregierung orientieren, wodurch 
die eingeführte Struktur institutionell abgesichert wurde, 
Die Pressegesetze hatten der US-Militärregierung zur Genehmigung 
vorgelegt zu werden. Als weitere institutionelle Absichemg 
der Medienkontrolle wurde ein breit gefächbrtes Netz zwischen 
Medien und Regierung gespannt, von Länderausschüssen für das 
Pressewesen, Verlegertagungen, 'Abteilungen füw Offentlichkeits- 
arbeit ' der ~~gierun~sstellen, usw. bis hin zu den ' informellen 
Zusammenkünften' zwischen Zeitungsherausgebern und Regierungs- 
vertretern. 

Die Zeugen* werden weiterhin bestätigen, da5 

in diesem Aufbau unlder funktionsgerechten Durchstrukturierung 
der Medien für die Nilitärstrategie des US-Irnpexialisnus 
gerade die Deutsche Presseagentur (dpa), einen herausragenden 
Platz einnimmt. Sie hat ihren direkten Ursprung aus den 
'unitet press service' der psychological warfare division. 
Daraus wurde 1945 Ton den US-Beatzern die 'Deutsche Allgemeine 
Naahrichtenagentur gebildet, die sowohl von amerikanischen 
Presseoffizieren als auch von ausgesuchten deutschen Redakteuren 
und Journalisten betrieben wurde, in vollständiger Abhängigkeit 
des WS-Nachrichtenflusses, anfangs von den Nachrichtendiensten 
der US-Streitkräfte, später von den amerikanischen Nachrichten- 
Agenturen ap, up und ins. 
Die'Deutsche Allgemeine Nachrichtenagentur' wiederum hatte 
das Nachrichtenmonopol gegenüber der Lizenzpresse. 
Die 'DANA', die aus namensrechtlichen Gründen in 'DONA' 
umbenannt wurde, wurde irn Oktober1946 lizensiert. Die direkte 
Kontrolle und Adfsicht blieb aber bei den US-Offizieren für 
die psychologische Kriegsführung. Die amerikanischen Presse- 
of f iziere blieben in der AGentur . Die Dienstreisen deutscher 
Redakteure durften anfänglich nur in Begleitung von US-Presse- 
offizieren stattfinden. 

Parallel zum Aufbau der 'DONA' lief der Aufbau der Nachrichten- 
agentur 'Deutscher Pressedienst' in der britischen Besatzmgs- 
zone . 



Vor Aufhebung der Lizenzpflicht, also noch unter direkter- 
Kontrolle der Militärbeaatzung erfolgte die Zusammenfassung 
der beiden Nachrichtenagenturen 'WNA' und DPD zurlDeutschen 
Presseagentur' (dpa). Die dpa konstituierte sich als Dachverband 
der westdeutschen Nachrichtenagenturen (1.9.49), was ihr eine 
Monopolstellung sicherte und damit den US-Geheimdiensten eine 
Kontrolle des Nachrichtenflusses auch über die neu erscheinenden 
Zeitungen. dpa war mit ihrem Prbundnetz in vollständiger 
Inlormationsabhängigkeit von den US-Agenturen ap, up und ins. 

Die Zeugenaussagen werden ergeben, 
daß 

die westdeutschen Medien mit der Entwicklung des Kalten Krieges 
gegen die sozialistischen Staaten von anbeginn in die Opera- 
tionen der psychologischen Kriegführurig unter Leitung der US- 
Geheimdienste integriert wurden, 
und daß diese militärstragegische Funktion für die imperia- 
listischen Aggressionen nach außen und für die Innere Befriedung 
also Antikommunismus ungebrechen bis heute andauert. 

3. Wir beantragen die Ladung 

1. des Vertreters der P M ,  Frangi; Bonn 

2. eines Verteters der Vietnamesichen Botschaft 

3. eines Vertreters der Kubanischen Botschaft 

4. eines Vertreters der Befreiungsbewegung von Zimbabwe 
'Patriotische Front' 

5. eines Vertreters der Befreiungsbewegung von Namibia 'SWAPO' 

6. von Professor Siggrist, als offizieller Regierungsvertreter 
von Guinea Bissao 

7. eines Vertreters der CISNU 

8. des Vorsitzenden der UNESCO-Medienkonferenz, Ahtar M'bow 

9. des Algerischen Botschafters Sahnoun 

zum Beweis dafür, 
daß 

a. die westfeutschen Medien ungebrochen die Zionistische-US1 
imerialistische Völkermordstrategie gegen das palestinenskche 
Volk und die Aggressionen gegen die arabischen Staaten unter- 
stützt haben, 
daß 
sie gegen die palästinensische und arabische Integrität 
rassistische VolksverhUtzung betrieben haben; 

daß 

b. sie gegen den Befreiungskampf des vietnamesichen Volkes 
und der anderen indochinesischen Völker bis zuletzt die 
Völkermordstragegie des US-imperialismns prapagandistisch 
gedeckt haben: 

daß 

C. sie gegen die auf bitten von souveränen antiimperialistischen 
Staaten erfolgte kubanische Unterstützung eine beispiellose 
Verhetzung inszeniert haben, um die imperialistischen 
Aggressionen gegen Angola und das ganze antiimperialistische , 

Afrika zu decken; , 

daß 

d. sie durchgehend die Befreiungsbewegungen von Zimbabwe als 
terroristische zu diskreditieren versuchen, dafür geheimdienst- 
liche Desinformationen betreiben, die neokolionialistischen 
Unterdrückungsverscuhe propagieren, und das rassistische 
Siedlersystem vom Smith zu unterstützen; 

daß 

e. sie seit Jahren die Okkupation von Namibia durch das 
faschistische Appartheidsregime Südafrikas propagandistisch 
decken und die systematische Hetze gegen die Befreiungsbewegung 
und einzig völkerrechtlich anerkannte Vertretung von Namibia, 
die SWAPO, betrieben. In diesem Zusammenhang sei noch erwähnt, 
daß die sudafrikanische Regierung nach Angaben des früheren 
Informationsministers Rhoodie in der BRD ährlich etwa 2,5 Mio 
DM für ' Image-Plage , wie das genannt w i r b b ,  davon 
1,82 Mio DM für Konferenzen, verdeckte Offentlichkeitsarbeit 
und für Finanzierung von Journalistenreisen ins faschistische 
Südafrika. 

daß 

f. sie die portugiesische Kolonisierung von Guinea-Bisao, 
Mosambique und Angola durch Portugal im Auftrag der NATO 
zu rechtfertigen versucht haben, die Völkermordstrategie 
der portugiesischen Kolonialtruppen verschleiert und 
Hetze gegen die Befreiungsbewegungen betrieben haben; 

daß 

g sie seit anheginn das faschistische Schah-Regime verherrlicht 
haben, Nachrichten über den Widerstand des persischen Volkes 
unterdrückt und stattdessen Hetze gegen die persischen Anti- - faschisten im Iran und im Exil, insbesondere gegen die CISNO, 
betrieben haben; 

daß 

h. die westdeutschen Medien seit Beginn ihres Bestehens 
Punktion einer aggressiven imperialistischen Globalpolitik 
sind, und damit gegen die völkerrechtlichen Prinzipien für 
Massenmedien, nämlich zur Verstärkung des Friedens und der 
internationalen Verständigung, zur Förderung der Menschenrechte 
und des Kampfes gegen Rassismus, Appartheit und Kreigshetze 
beizutragen, ungebrochen zuwiderhandeln; 



i. aus diesem Grund die Vertretung der BRI) während der 
19. Allgemeinen Konferenz der UNESCO, 1976 in Nairobi, 
zusammen mit anderen imperialistischen Staaten, den von 
einer Reihe der Dritte-Welt-Staaten eingebrachten Entwurf 

'iirxnon für eine Mediendeklaration zurückgewiesen 
und da% gesorgt hat, daß es zu keiner Verabschiedung 
einer Deklaration kommt, in der festgehalten wird, daß 
Massenmedien, die faschistische, rassistische und kolonialisti- 
sche Regime und Praktiken unterstützen, gegen die völkerrecht- 
lichen Prinzipien verstossen, 
daß 
diese Boykott-Politik von der BRD und denanderen imperialistischer 
Staaten auf der 2o.Allgemeinen Konferenz der UNESCO beibe- 
halten wurde, 
daß 
die BRD indbesondere dafür gesorgt hat, daß es zu keiner 
völkerrechtlichen Normierung des Begriffs der 'neuen inter- 
nationalen Informationsordnung' kommt, um die agressive und 
beherrschende Globalposition der imperialistischen Massen- 
medien unberührt zu lassen. 

Aus den ~ussa~eher zu ladenden Zeugen wird sich ergeben, 

- daß die Medien ihren Verfassungsauftrag, '...konkret zitieren.! 
schon lange gebrochen haben, wenn er überhaupt Jemals 
eingehalten wurde, 

- daß die Medien integriert sind in eine politisch-mili- 
tärische Strategie der Widerstandsbekämpfung und des Antikommu- 
nismus, 

- daß die Medien die völkerrechtlichen Prinzipien und Normen, 
wie sie sich vor allem aus der Diskussion auf den Allgemeinen 
Konferenzen der UNESCO über die Mediendeklaration ergeben, 
aber auch aus der als Kompromiß vorläufig verabschiedeten 
Mediendeklaration der 20. Allgemeinen Konferenz der UNESCO 
insbesondere für die Verstärkung des Friedens und der inter- 
nationalen Völkerverständigung, dür die Menschenrechte und 
den Kampf gegen Rassismus, Apartheit, und Kriegshetze zu 
wirken, tagtäglich mit Füßen treten, 
insbesondere gegen die Satzung der Mitgliedstaaten der UNESCO 
verstoßen, nach der die Medien 'Mittel zur gegenseitigen 
Verständigung der Völker zu sein haben, 
gegen die 1966 von der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
über staatsbürgerliche und politische Rechte verstoßen, , in der Artikel 20 die Kriegshetze, die Befürwortw von 
nationalem, rassistischem oder religiösem Haß und jede 

. Form der Diskriminierung, Peindshhaft oder Gewalt verurteilt, 

gegen die I946 von dcr Vollversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedeten Resolution 59 (I) verstoßen, die erklärt, 
'die Informationsfreiheit erfordert einen unerläßlichen 
Bestandteil der Bereitschaft und Befähigung, ihre Sonderrechte 
ohne Mißbrauch anzuwenden. Sie erfordert als Grundregel die 
moralische Verpflichtung, Tatsachen ohne Vorurteil zu er- 
forschen und Wissen ohne böswillige Absicht zu verbreiten'. 

gegen die 1947 von der Vollversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedete Resolution 110 (11) verstoßen, die jede Form 

der Propaganda verurteilt, die beabiiohtigt, die Gefährdung 
oder den Bruch des Friedens oder-Angriffshandlungen zu 
~rovozieren oder zu unterstützen, oder dies voraussichtlich 
tun wird, 
gegen die 1968 von der Generalversammlung der DNESCO ver- 
abschiedete Resolution 9.12 verstoßen, die das Ziel der 
UNESCO wieder aufgreift, Kolonialismus und Rassismus auszu- 
rotten, 

gegen die 1976 durch'die ~Eneralversammlung der UNESCO 
verabschiedete Resolution 12.1 verstoßen, die die 
Unvereinbarkeit von Kolonialismus, Beokolonialismus 
und Rassismus in jeder Form und Erscheinungsweise mit den 
Grundzielen der UNESCO erklärt, , 

gegen die 1970 von der Generalversammlung der UNESCO verab- 
schiedete Resolution 4.301 über den Beitrag der Informations- 
median zur Förderung der internationalen 
Verständigung und Zusammenarbeit im Interesse des Friedens 
und des Uohles der Menschheit und zum Kampfe gegen Kriegs- 
propaganda, Rassismus, Apartheit und Völkerhaß verstoßen, 

daß die Medien desweiteren 

gegen die 1978 von der 20. Generalversammlung der ÜNESCO 
verabschiedeten Deklaration über die Grundprinzipien für den 
Beitrag der Massenmedien zur Stärkung des Friedens und der 
internationalen Verständigung, zur Förderung der Menschen- 
rechte und zum Kampf gegen Rassismus, Apartheit und Kriegs- 
hetze verstoßen. 

- .  - - - .- . .. -- J... 


